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Beschlussvorschlag:

Der Jugendhilfeausschuss nimmt Kenntnis vom Gesetz zur Einfihrung des Gesetzes zur frihen
Forderung und Bildung von Kindern und zur Anderung des Schulgesetzes entsprechend des Refe-
rentenentwurfes vom 09.07.2019.

Erlauterungen und Begrindungen:

Die finanzielle Situation der Kindertagesbetreuung in Nordrhein-Westfalen war bis 2017 auf3erst
angespannt. Der schwierigen Lage mit drohenden EinrichtungsschlielBungen (in Hilden wurde die
ehemalige Elterninitiative ,Die kleinen Strolche e.V.” in eine stadtische Tréagerschaft Gberfihrt),
Qualitatsverlusten durch Personalabbau und der Gefahrdung des notwendigen Platzausbaus hat
die Landesregierung unmittelbar nach Regierungsantritt entgegengewirkt. Urséchlich fur die Notsi-
tuation war vor allem die strukturelle Unterfinanzierung der Kindertageseinrichtungen. Bis zum
Kindergartenjahr 2015/2016 erhthten sich die Kindpauschalen jedes Jahr automatisch um 1,5 %.
Diese Erhdéhung konnte besonders die deutlich schneller steigenden Personalkosten nicht auffan-
gen (ca. 5%). 2017 hat die Landesregierung deshalb die Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-
Westfalen mit dem Kita-Trager-Rettungsprogramm deutlich entlastet und zunéachst fiir die Kinder-
gartenjahre 2017/2018 und 2018/2019 Qualitat in der Kindertagesbetreuung gesichert (,Rettungs-
programm®). Diese Stabilisierung wurde flir das Kindergartenjahr 2019/2020 verlangert (,Gesetz
fur einen qualitativ sicheren Ubergang zu einem reformierten Kinderbildungsgesetz“) und gleichzei-
tig der Einstieg in eine umfassende Reform begonnen. Die derzeitigen Rahmenbedingungen hal-
ten den hohen qualitativen MaRRstdben an eine zukunftsfahige Elementarbildung in der Flache
noch nicht Stand. Besonders seit Inkrafttreten des Betreuungsanspruchs fir ein- und zweijéhrige
Kinder ist der Ausbaubedarf rasant gestiegen. Hinzu kommen die demografische Entwicklung und
die gestiegene Erkenntnis, wie wichtig friihe Bildung fur das Aufwachsen der Kinder und mehr
Chancengerechtigkeit in der Gesellschaft ist. Eine planungssichere Finanzierung ist zudem fir die
Sicherstellung eines guten Personalschliissels existentiell. Der quantitativ wie qualitativ notwendi-
ge Ausbau des Betreuungsangebots muss von einer kontinuierlichen und qualifizierten Sicherung
des Fachkraftebestands und einer Offensive fir deren Neugewinnung zur Deckung des Mehrbe-
darfs begleitet werden. Erhohter Platzbedarf und langere Betreuungszeiten erfordern finanzielle
Mittel, die es in den Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege erméglichen, die erfor-
derlichen Personalressourcen zur Verfligung zu stellen.

Eine weitere Herausforderung auch in finanzieller Hinsicht liegt in den gestiegenen Anforderungen
der Arbeitswelt an Mobilitat und Flexibilitat der Beschéftigten und den damit verbundenen Anforde-
rungen an die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Aufgrund der anhaltenden Veranderungen,
aber auch vor dem Hintergrund groRerer Vielfalt familiarer Strukturen, erfordert die Bedarfsgerech-
tigkeit der Angebote fur Jugendamter und Trager zusatzliche Anstrengungen.

Ziel des neuen Gesetzes ist;

. Planungssicherheit fir Jugendamter und Trager

. Auskommliche dynamische Finanzierung (durch Index-Regelungen) der Personal-
und Sachkosten

. Erhalt der Tragervielfalt

. Verbesserung der Personalsituation (quantitativ)

. Verbesserung der Personalsituation (qualitativ)

. Qualitative Weiterentwicklung der Sprachbildung

. Qualitative Weiterentwicklung der Kindertagespflege

. Fachkraftesicherung und —gewinnung

. Verbesserung der Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Die nachfolgende Darstellung der Anderungen bezieht sich lediglich auf markante Eckpunkte. Im
Einzelnen wird auf den Referentenwurf vom 06.05.2019, dessen Erlauterungen und die Synapse
KiBiz ALT/NEU verwiesen, der unter

https://www.mkffi.nrw/sites/default/files/asset/document/referentenentwurf gesetz fruehefoerderun
qundbildungvonkindern.pdf
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abrufbar ist. Zwischenzeitlich liegen Stellungnahmen vom LVR und LWL, Stadte- und Gemeinde-
bund, der Landesarbeitsgemeinschaft der Spitzenverbéande der Freien Wohlfahrtspflege NRW,
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverb&nde NRW und Landesverband Kindertages-
pflege NRW e.V. vor, die als Anlagen 2 bis 6 beigefiigt sind.

Teil 1 — Allgemeine Bestimmungen

Zu § 4 Bedarfsplanung und Bedarfsermittlung
Im Referentenentwurf wurde neu aufgenommen, dass Jugendamter zur Entwicklung eines be-
darfsgerechten Betreuungsangebotes in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege verpflichtet
sind, eine sich jahrlich fortschreibende Kindergartenbedarfsplanung vorzuhalten. In der Ausfiihrung
ist das Subsidiaritatsprinzip (Vorrang freier Trager der Jugendhilfe) soweit wie méglich zu beriick-
sichtigen. Die Kindergartenbedarfsplanung soll folgende Punkte umfassen:

e Abstimmung mit benachbarten Jugendamtern

¢ Bedarfe der Familien ausgerichtet werden

e Wiinsche firr den Betreuungsumfang der Familien (inkl. Offnungszeiten — auch in Randzei-

ten, Wochenenden und Feiertagen)

Um den ortlichen Bedarf zu ermitteln, sollen mindestens alle drei Jahre Befragungen der Eltern
und ihrer Kinder erfolgen.

[Anmerkung: der Aufwand fir eine Befragung ist sehr hoch. Als erste Idee kdnnten hier Ausziige
aus der aktuellen Familienbefragung genutzt werden.]

Zu § 5 Bedarfsanzeige und Anmeldung

Der Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz entsteht ,hereinwachsend® in Abhangigkeit des
Geburtstages des Kindes und nicht abhangig von Stichtagen oder dem Beginn des Kindergarten-
jahres. Die Jugendamter sollen im Rahmen ihrer Planung auch daflr Vorkehrungen treffen, dass
das Kind im Laufe des Kindergartenjahres aufgenommen werden kann oder die Familie (z.B. durch
Zuzug) nicht auf eine Wartezeit von bis zu sechs Monaten verwiesen werden kann.

Fur Kinder im Alter Giber drei Jahre besteht die Mdglichkeit der gesetzlich zulassigen Uberbelegung
in den Gruppen oder aber es sind zu Beginn des Kindergartenjahres nicht alle Platze zu 100% zu
belegen.

[Anmerkung: Aufgrund der derzeitigen Mangelverwaltung sind allerdings bereits alle Gruppen in
den Kindertageseinrichtungen mit je zwei Kindern tiberbelegt. Diese Uberbelegungen sollen durch
weitere MaRnahmen kontinuierlich abgebaut werden, um zukinftig auch kurzfristiger unterjahrige
Bedarfe abdecken zu kénnen.]

Zu § 6 Fachberatung
Bisher wird gesetzlich keine Fachberatung gefordert, sondern lediglich empfohlen. Der Referen-
tenentwurf geht nun davon aus, dass alle Trager eine Fachberatung vorhalten missen. Dartber
hinaus soll eine Fachberatung des Jugendamtes — trageribergreifend — fir alle Kindertagesein-
richtungen und der Kindertagespflege tatig werden. Die Fachberatung unterstitzt in wesentlichen

e organisatorischen Aufgaben

e Konzeptentwicklung

e Qualitatssicherung / -entwicklung

e Fortbildungsmafinahmen und

e einrichtungs- bzw. trageribergreifende Austauschtreffen.
[Anmerkung: Derzeit existiert im Jugendamt fur Kindertageseinrichtungen eine Stelle mit 25 Wo-
chenstunden (0,64 VZK) — die Besetzung ist nur auf 9 stadtische Kitas ausgelegt. Zuklnftiger Be-
darf werden Zeitanteile fur weitere 17 Kitas freier Tragerschatft sein.
2,6 VZK mit 101,4 Wochenstunden entfallen aktuell auf die Fachberatung der Kindertagespflege-
personen (kurz KTP) und die padagogische Begleitung der Pflegeverhéltnisse. Eine Konzeption je
KTP wird aktuell nicht gefordert. Der zukinftige Bedarf fir Zeitanteile der Fachberatungen wird
demnach steigen.]
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Zu § 16 Partizipation

Die Bedeutsamkeit der Partizipation soll nun durch einen eigenen Paragraphen herausgehoben
werden. Durch eine alters- und entwicklungsgerechte Beteiligung sollen die Kinder in Kita und Kin-
dertagespflege ein demokratisches Grundverstandnis entwickeln.

Zu 8 17 Padagogische Konzeption
Padagogische Konzeptionen sind die Grundlage fiur Bildung, Erziehung und Betreuung. Neu ist,
dass nun auch Kindertagespflegepersonen eine Konzeption vorhalten sollen, bisher galt dies nur
fur Kindertageseinrichtungen. Neben weiteren Pflichtinhalten sollen nun auch Ausfihrungen zur

e Eingewthnungsphase,

¢ Bildungsférderung,

o sprachlichen und motorischen Fdrderung,

o Sicherung der Rechte von Kindern

¢ MalRnahmen der Qualitatsentwicklung und —sicherung

e Erziehungspartnerschaft mit den Eltern
enthalten sein. Die Erweiterung auf den Bereich der Kindertagespflege, in dem vornehmlich Kinder
unter drei Jahren betreut werden, starkt diese Betreuungsform. Insgesamt wird damit die Wichtig-
keit der friihkindlichen Férderung aufgezeigt.

Zu § 18 Beobachtung und Dokumentation

Der Bildungs- und Erziehungsauftrag soll individuell, starkeorientiert, ganzheitlich und alltagsinte-
griert erfllt werden. Dafir ist es unerlasslich, jedes Kind regelmafig zu beobachten. Die Beobach-
tungen und deren Auswertungen miinden in regelméafige Dokumentationen ein, welche die Ent-
wicklungs- und Bildungsprozesse beschreiben (bisher nur Bildungsprozess). Eine Zustimmung der
Eltern ist weiterhin erforderlich.

Teil 2 — Forderung in Kindertagespflege

Zu § 21 Qualifikationsanforderungen
Um die Qualitat der Betreuungsform ,Kindertagespflege® zu steigern, sollen Kindertagespflegeper-
sonen Uber eine Qualifikation auf der Grundlage eines wissenschaftlich entwickelten Lehrplans
verfugen. Aktuell erzielen nicht padagogische Fachkréafte dies inhaltlich und nach dem zeitlichen
Umfang des als Standard vom Deutschen Jugendinstitut entwickelten Lehrplans zur Kindertages-
pflege (DJI-Curriculum) mit 160 Unterrichtseinheiten (UE). Dieser Standard wurde weiterentwickelt.
Ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 sollen alle Kindertagespflegepersonen, die erstmalig diese
Tatigkeit aufnehmen, Uber eine Qualifikation auf der Grundlage eines kompetenzorientierten Quali-
fizierungshandbuchs Kindertagespflege (QHB) verfligen, welches 300 UE umfassen soll.
UE/Stunden gesamt:

e 160 UE tatigkeitsvorbereitend

e 140 UE tatigkeitsbegleitend

e 80 Stunden Praktikum

e ca. 140 UE Selbstlerneinheiten.
Die Kindertagespflegeperson und ihre Kompetenzen werden in den Fokus gestellt. Bisher freiwilli-

ge Fortbildungen, sollen nun verpflichtend sein (mindestens funf Stunden jahrlich, finanziert Gber
die Jugendamter).

Zu 8§ 23 Angebotsstruktur in der Kindertagespflege
Zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf wird eine neue und eigenstandige Betreuungsform, die
.erganzende Kindertagespflege® geschaffen. Diese kommt z.B. als Anschlussbetreuung zu den
Offnungszeiten der Kindertageseinrichtung in Frage oder aber um Schicht-/Nachtdienste abzude-
cken. Fur diese Falle soll nicht die Regelvertragsobergrenze (acht Vertrage) gelten. Die Betreuung
kann auch in einer Kindertageseinrichtung stattfinden.
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Um die Verlasslichkeit der Kindertagespflege sicherzustellen, muss das Jugendamt fur Ausfallzei-
ten der Kindertagespflegeperson eine Vertretung organisieren. Vorrangig sind Eltern und Kinderta-
gespflegepersonen zur Sicherung des Kindeswohls gehalten, Ausfallzeiten durch Absprachen ge-
ring zu halten. Die Finanzierung der Vertretung obliegt dem Jugendamt.

Zu § 24 Landeszuschuss fur Kinder in Kindertagespflege

Der jahrliche Landeszuschuss je Kind in Kindertagespflege soll sich von 804 € auf 1.109 € erho-
hen. Fur ein Kind mit Behinderung oder Kinder, die von einer Behinderung bedroht sind, soll das
Jugendamt zukiinftig statt 2.814 € dann 3.182 € erhalten.

Gleichzeitig werden die Bedingungen zur Inanspruchnahme des Landeszuschusses verscharft.
Neben den z.B. verpflichtenden Fortbildungen der Kindertagespflegeperson, muss die Pflegegeld-
leistung z.B. dynamisch sein und auch fir die Eingewdhnung und im Krankheitsfall des Kindes
gezahlt werden.

Teil 3 - Forderung in Kindertageseinrichtungen/Kapitel 1 — Rahmenbedingungen

Zu § 27 Offnungszeiten in Kindertageseinrichtungen

Zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf soll ein hohes Maf3 an Flexibilitat ermdéglicht werden. Jede
Kindertageseinrichtung soll bedarfsgerechte Offnungs- und Betreuungszeiten anbieten. Dabei sind
das Kindeswohl und die Elternwiinsche / familidren Bedarfe zu bericksichtigen. Die wochentliche
Betreuungszeit eines Kindes ergibt sich aus der Summe der regelmafigen Betreuungszeiten je
Wochentag, die unterschiedlich auf die Wochentage verteilt sein konnen. Anderungen der Bedarfe
sollen soweit moglich auch unterjéhrig berticksichtigt werden. Des Weiteren wird die Anzahl der
jahrlichen SchlieBtage von soll 20 und darf nicht 30 Offnungstage, auf soll 20 und darf nicht 25
Offnungstage tiberschreiten gesenkt. [Anmerkung: Die SchlieRtage der stadt. Kindertageseinrich-
tungen bewegen sich grundsatzlich innerhalb dieses Zeitrahmens.] Das Jugendamt soll eine Not-
versorgung organisieren, sofern notwendig. [Anmerkung: in Hilden bereits géngige Praxis.] Ver-
gleiche auch 8§ 48 — Zuschuss zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten.

Personal

Die Finanzierung des gesamten notwendigen Personalschlissels wird begriif3t. Andererseits muss
durch den Wegfall der U3-Pauschale und der Verfigungspauschale zukiinftig Personal ebenfalls
aus der Basisforderung finanziert werden. Aktuell ist es kaum mdglich notwendige Stellen zu be-
setzen. Dies wird im Ergebnis voraussichtlich dazu fihren, dass sich Betriebskostenriickzahlungen
und Erstattungen von Landesmitteln ergeben werden. Die Lockerungen hinsichtlich der Moglich-
keiten, auch ,sonstige Fachkrafte* einzustellen sind nicht weitreichend genug. Es fehlt an Mecha-
nismen zur Personalgewinnung (Stichwort Attraktivitat des Berufs). Die Foérderung der praxisinte-
grierten Ausbildung (piA) ist dafiir jedoch ein gutes erstes Instrument.

Zu § 28 Personal
Die Personalkraftstunden sollen durch die Anhebung des Kindpauschalenbudgets um rd. 21% zu-
kinftig auskdmmlich finanziert sein. Zukunftig wird nicht mehr zwischen dem 1. Wert und dem 2.
Wert unterschieden. Die berechnete Leitungsfreistellung ist zwingend. In dem Kindpauschalen-
budget ist enthalten:

e Fachkraftstunden

e angemessene Freistellung fir Leitungsstunden,
e Erganzungskraftstunden
o Verflgungszeiten (Vor- und Nachbereitung)

Verfligungszeiten sollen mindestens zehn Prozent der Betreuungszeiten pro Gruppe betragen. Die
individuellen Vor- und Nachbereitungszeiten einschlief3lich Bildungs- und Entwicklungsdokumenta-
tion, Erziehungspartnerschaft mit den Eltern, Praxisanleitung, Dienstbesprechungen, etc. sollen so
gewabhrleistet werden. Neu ist, dass nun die bisher lediglich empfohlenen sonstigen Personalkraft-
stunden fiir alle Arten der Vertretung ebenfalls Giber die Kindpauschalen finanziert werden (ehema-
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liger 2. Wert). [Anmerkung: es entfallen jedoch 100% Landesmittel — U3-Pauschale und Verfi-
gungspauschale — siehe Finanzielle Auswirkungen.]

Die Personalausstattung wird insgesamt nicht wesentlich verbessert. Wahrend der Betreuungszeit
sollen den Gruppen regelmafig zwei (sozial-) padagogische Kréfte zugeordnet sein. Die bemes-
sene Gesamtstundenzahl hat der Trager auch bei Ausfallzeiten sicherzustellen. Eine Unterschrei-
tung (mehr als 5 Tage) l6st eine Meldepflicht aus.

Zur bestmdglichen Forderung der Kinder und zur Erweiterung des Handlungsspielraums ist es
moglich, die personelle Mindestbesetzung um ein multiprofessionelles Team zu erganzen. [An-
merkung: Kinderpflegerinnen, Facherzieherinnen, Heilpddagoginnen, therapeutische Fachkréfte,
Sozialassistentinnen. Der erweiterte Begriff schliel3t auch die nicht-padagogischen Berufe mit ein,
wie Biologen, Forster, Leute aus technischen und handwerklichen Berufen oder mit einer hauswirt-
schaftlichen Ausbildung. Finanzierung ebenfalls aus den Kindpauschalen.]

§ 29 Leitung

Im Referentenentwurf wurde dieser Paragraph neu aufgenommen. Danach ist die Leitung einer
Kindertageseinrichtung einer erfahrenen und besonders qualifizierten sozialpéadagogischen Fach-
kraft zu Ubertragen. Erforderlich ist hierflr eine mindestens zweijahrige einschlagige padagogische
Berufserfahrung. Als besonders qualifizierte Fachkréfte sollen insbesondere diejenigen gelten, die
tber einen einschlagigen Hochschulabschluss, wie den der Kindheitspadagogik, verfigen und
diejenigen staatlich anerkannten Erzieherinnen und Erzieher, die eine Fortbildung fur Leitungsauf-
gaben absolviert haben.

Das Gesetz folgt auch hier im Wesentlichen nur den bereits angewendeten Empfehlungen des
Landesjugendamtes hinsichtlich der zeitlichen Freistellung von Leitungskraften (mindestens 20 %
der regelmafigen Betreuungszeit). Bei den stadtischen Kindertageseinrichtungen in Hilden wird
die Kitaleitung ab der dritten Gruppe komplett freigestellt — dies wird so nicht ins Gesetz aufge-
nommen.

Kapitel 2 — Finanzierung

Die Finanzierungssystematik bleibt grundsatzlich, Uber eine Basisférderung, gleich. Die durch-
schnittliche Erhéhung der Kindpauschalen um 21% wird grundsatzlich zu héheren Ausgaben fir
die Kommunen fihren, auch wenn der stadtische Anteil an der Gesamtfinanzierung um 2,85 %
sinkt.

Reine Landeszuschisse entfallen oder fallen geringer aus (U3 Pauschale, Verfligungspauschale,
Belastungsausgleich Ausbau U3, Ausgleich Elternbeitragsfreiheit).

Ob die erhohten Kindpauschalen und indexbezogenen jahrlichen Anpassungen fur eine auskomm-
liche Finanzierung der Kindertageseinrichtungen ausreichen, bleibt abzuwarten.

Die nachfolgenden Tabellen zeigen die Entwicklung der voraussichtlichen Zuschiisse vom Land fiir
die Jahre 2019 bis 2021 fir die freien Trager und die Kommune. Geplante Ausbau-/ Neubaumal3-
nahmen zur Erweiterung der Betreuungspléatze sind dabei ebenfalls beriicksichtigt.

Zuschusse vom Land fur freie Trager:

Zuschuss Konto HH 2019 HH 2020 HH 2021
Kindpauschale 414100 4.318.000 € 4.831.500 € 5.911.200 €
Sonstige  Fordertat- | 414100 75.200 € 67.800 € 104.600 €
bestande

Konnexitat 414100 675.200 € 729.800 € 775.400 €
Ausgl. Elternbeitrags- | 414100 402.100 € 439.500 € 487.100 €
freiheit

Zulage Kindpauscha- | 414100 148.900 € 420.300 € 0€
le / Qualitatssiche-

rung

Verfigungspauschale | 414100 133.000 € 74.000 € 0€
U3 Pauschale 414100 414.000 € 242.000 € 0€
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| SUMME | 6.166.400 € | 6.804.900 € | 7.278.300 € |
Zuschisse vom Land fur Kommune:
Zuschuss Konto HH 2019 HH 2020 HH 2021
Kindpauschale 414100 1.295.000 € 1.484.500 € 1.828.300 €
Sonstige  Foérdertat- | 414100 16.600 € 15.600 € 15.200 €
bestande
Konnexitat 414100 213.600 € 204.700 € 203.400 €
Ausgl. Elternbeitrags- | 414100 164.500 € 156.000 € 142.800 €
freiheit
Zulage Kindpauscha- | 414100 0€ 152.600 € 0€
le / Qualitatssiche-
rung
Verfligungspauschale | 414130 45.000 € 26.250 € 0€
U3 Pauschale 414130 132.600 € 78.000 € 0€
SUMME 1.867.300 € 2.117.650 € 2.189.700 €

Die nachfolgenden Tabellen zeigen die Entwicklung der Betriebskostenzuschisse fur die Jahre
2019 bis 2021 fur die freien Trager. Geplante Ausbau-/ Neubaumaf3inahmen zur Erweiterung der
Betreuungspléatze sind dabei ebenfalls beriicksichtigt.

Gesetzliche Betriebskostenzuschiisse:

Zuschuss Konto HH 2019 HH 2020 HH 2021
Kindpauschale 531820 10.310.300 € 11.489.100 € 13.441.500 €
Sonstige  Fordertat- | 531820 153.000 € 175.000 € 224.400 €
bestande

Zulage Kindpauscha- | 531820 148.900 € 642.000 € 0€
le / Qualitatssiche-

rung

Verfligungspauschale | 531820 133.000 € 74.000 € 0€
U3 Pauschale 531820 414.400 € 242.000 € 0€
SUMME 11.159.600 € 12.622.100 € 13.665.900 €

Zu 8§ 32 Allgemeine Voraussetzungen der Finanzierung

Grundlage fur die Berechnung der finanziellen Forderung ist der Betreuungsvertrag zwischen Tréa-
ger und Eltern. Die Familien sollen nicht aus betriebswirtschaftlichen Grinden des Trégers zu ei-
ner bestimmten Betreuungszeit gedrangt werden. Die Eltern sollen die Wahl haben. Der Gesetz-
geber moéchte mit dieser Regelung dem Abbau von 25-Stunden-Platzen entgegenwirken. [Anmer-
kung: Uber den Landesrechnungshof sind die Jugendamter aufgefordert worden, stichprobenartig
Betreuungsvertrage — Kinderdaten — Eintragungen in Gruppentagesbichern usw. — zu Uberprufen.
In stadtischer Tragerschaft ist es bereits jetzt zu jederzeit mdglich, auch nur 25 Stunden zu bu-
chen.]

Zu 8§ 33 Kindpauschalenbudget

Weiterhin soll eine finanzielle Basisforderung der Kindertageseinrichtungen durch ein Kindpau-
schalenbudget (nach Gruppenform, Alter des Kindes, Betreuungszeit) erfolgen. Um eine aus-
kommliche Finanzierung sicherzustellen erhéhen sich die Kindpauschalen durchschnittlich um
21%. Fir die Gruppenformen und Kinderzahlen je Gruppe ergeben sich keine Anderungen. Der
notwendige Personaleinsatz bleibt nahezu unverandert.

Aus der nachfolgenden Tabelle kann der aktuelle und zukiinftig geplante Personaleinsatz ent-
nommen werden:
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SOLL
Kinderzahl FK/Std. EK/Std. Summe Leitung Summe sonst.PK Gesamt Diff
25 Neu 11,5 71,5 a
Alt 55 0 55 5 60 55 67,5
Typ! 35 20 [Neu 155 X
Alt 77 0 77 7 84 10,5 94,5
a5 Neu 20 128 6,5
Alt 99 0 99 9 108 13,5 121,5|
25 Neu 16,5 76,5 6,5
Alt 55 0 55 5 60 10 70|
N 23 107
Typll 35 10 L 9
Alt 77 0 77 7 84 14 98
45 Neu 29,5 137,5| 11,5
Alt 99 0 99 9 108 18 126
25 Neu 11 71 6
25 Alt 27,5 27,5 55 5 60 5 65
Neu 15 99
Typ il 35 8
Alt 38,5 38,5 77 7 84 7| 91
Neu 6| 114
45 20 -3
Alt 49,5 49,5 99 9 108 9 117
Personaleinsatz aktuell 53,5
Personaleinsatz geplant ab 2020/2021 |

Durch die Ausweisung der Leitungsstunden und ihrer finanziellen Hinterlegung im Kindpauscha-
lenbudget, in Verbindung mit der Regelung zu den Leitungszeiten in § 29, wird der besonderen
Bedeutung der Leitungsaufgaben Rechnung getragen.

Die derzeitige U3-Pauschale und Verflgungspauschale sind zukinftig Bestandteil der Kindpau-
schale und werden nicht mehr separat ausgewiesen. [Anmerkung: die bisherige 100% Landesfotr-
derung dieser Pauschalen entfallt.]

Zu 8§ 36 Jugendamtszuschuss und Trageranteil

Im aktuellen KiBiz werden die Finanzierungsanteile des jeweiligen Tréagers nicht angegeben und
mussten rechnerisch hergeleitet werden. In der neuen Fassung sind die Trageranteile zur Trans-
parenz angegeben.

Ubersicht Trageranteil: Ubersicht zum Zuschuss Jugendamt:

Tréager Trageranteil | Trageranteil Tréger Zuschuss Zuschuss
alt neu Jugendamt Jugendamt
alt neu
Kommune 21,0% 125% Kommune 79,0 % 87,5 %
Kirche 12,0 % 10,3 % Kirche 88,0 % 89,7 %
Andere freie 9,0 % 7.8 % Andere freie 91,0 % 92,2 %
Trager Trager
Elterninitiative 4,0 % 3,4 % Elterninitiative 96,0 % 96,6 %
Ubersicht Finanzierungssystematik bis zum 30.07.2020
Land Stadt KB Eltern | Trageranteil | Zuschuss
Kommune 30,00 % 30,00 % 19,00 % 21,00 % 79,00 %
Kirche 36,50 % 32,50 % 19,00 % 12,00 % 88,00 %
ﬁ:‘;geerf frele 1360096 |36,00% | 19,00% | 9,00 % 91,00 %
Elterninitiative | 38,50 % 38,50 % 19,00 % 4,00 % 96,00 %
Ubersicht Finanzierungssystematik ab 01.08.2020
Land Stadt KB Eltern Trageranteil | Zuschuss
Kommune 40,20 %* 30,90 % 16,40 % 12,50 % 87,50 %
Kirche 40,30 % 33,00 % 16,40 % 10,30 % 89,70 %
’?”..dere frele | 40,0096 |3580% | 16,40% | 7,80 % 92,20 %
rager
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| Elterninitiative | 42,30 % [3790% [1640% [3,40% 196,60 % |

*Gemal 8§ 38 Abs. 5 werden von den Landeszuschiissen noch 3 Prozent gekirzt.

Zu 8§ 37 Anpassung der Finanzierung
Bis zum Ende des Kitajahres 2015/2016 unterlagen die Kindpauschalen einer jahrlichen Steige-
rung von 1,5 %. Als ,Brickenprojekt, Rettungspaket und zur Qualitatssicherung“ wurde die jahrli-
che Steigerung der Kindpauschalen ab dem Kitajahr 2016/2017 bis zum laufenden Kitajahr
2019/2020 auf 3 % erhoht. Der Gesetzgeber hat mit der neuen geplanten Regelung im Referen-
tenentwurf, die Kindpauschalen jahrlich unter Beriicksichtigung der tatsachlichen Kostenentwick-
lungen anzupassen, erkannt, dass nur so eine stabil auskémmliche Finanzierung garantiert wer-
den kann. Die erste Anpassung soll zum Kindergartenjahr 2021/2022 erfolgen. Diese soll sich zu

e 90 % aus der Kostenentwicklung fir padagogisches Personal nach dem TVOD-SuE

(Grundlage der Berichte zu Kosten eines Arbeitsplatzes der KGSt/ EG 8a TVOD-SuE) und

o 10 % aus der Steigerung der Kosten des allgemeinen Verbraucherpreisindexes

ergeben.

Zu 8§ 38 Landeszuschusse fur Kindertageseinrichtungen
Auf Grundlage des Zuschussantrages zum 15. Marz fur das im gleichen Kalenderjahr beginnende
Kindergartenjahr gewéhrt das Land einen pauschalierten Zuschuss.

Der Landeszuschuss je Tragerart &ndert sich mit dem Referentenentwurf wie folgt:

Tréger Landeszuschuss alt | Landeszuschuss neu

Kommune 30,0 % 40,2 %
Kirche 36,5 % 40,3 %
Andere freie Trager 36,0 % 40,0 %
Elterninitiative 38,5 % 42,3 %

Der Belastungsausbau fur den Ausbau U3 wird weiterhin als 100% Landesforderung an die Stadte
gezahlt, dieser soll jedoch nur noch 19,01 % der jeweiligen U3 Kindpauschale betragen (vormals
22,46 %).

Die Reduzierung wird mit der Anhebung der Kindpauschalen (durchschnittlich 21%) und der wei-
terhin anteilig vorhandenen Landesbeteiligung an den ebenfalls nun in den Kindpauschalen enthal-
tenen Verfiigungs- und U3-Pauschalen begriindet.

Weiterhin ist geplant, im Rahmen einer Vereinbarung mit den kommunalen Spitzenverb&nden, den
Landeszuschuss fur kommunale Kitas in Summe um 3 % abzusenken, um so letztlich die Absen-
kung des Trageranteils fur eine kommunale Tragerschaft von 21 auf 12,5 % paritatisch Land/Stadt
zu finanzieren [Anmerkung: bezogen auf die Zahlen 2019/2020 — rd. 46.000 €.]

Zu 8 39 Verwendungsnachweis

Der hohe Verwaltungsaufwand durch umfangreiche Angaben, Prifungen und Auswertungen bleibt
fur den ,vereinfachten* Verwendungsnachweis nach der Endabrechnung des Kindergartenjahres
bestehen.

Die Abrechnung von Verwaltungskosten wird von 2 auf 3 % der Summe der Gesamt-
Basisforderung angehoben.

Das Jugendamt und das Landesjugendamt werden nun zur stichprobenhaften und anlassbezoge-
nen Prifungen der Nachweise des Personaleinsatzes nach Leitungsstunden und Gruppenzuord-
nung verpflichtet (bisher ,berechtigt®).
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Zu 8§ 40 Rucklagen

Auch zukinftig besteht die Moglichkeit, aus nicht verausgabten Mitteln eine Ricklage zu bilden,
um besondere Ausgaben in Folgejahren decken oder Ausgabeschwankungen kompensieren zu
konnen. Neu ist, dass zwischen einer Betriebskostenriicklage (fir Mieter) und einer Investitions-
ricklage (fur Eigentimer) differenziert wird. Die Betriebskostenricklage darf 10 % der Einnahmen
nicht Ubersteigen. Die Investitionsriicklage wird nun deutlich weiter gefasst als bisher und darf bis
zu einer Hohe von 3.000 € pro in der Betriebserlaubnis ausgewiesenem Platz gebildet werden.
[Anmerkung: max. BK — Ruicklage FZ ,Die Arche® 150.000 €/ max. Invest.-Ricklage FZ ,Kunter-
bunt” rd. 310.000 €.]

Teil 4 — Landesforderungen zur Qualitatsentwicklung

Zu 8 43 Finanzielle Forderung der Familienzentren

Auch zuklnftig erhalten Familienzentren einen zusatzlichen Landeszuschuss. Dieser steigt auf
20.000 € pro Kindergartenjahr. Die Erhéhung soll der Absicherung der Leitung und Verwaltung
sowie der Weiterentwicklung der Familienzentren dienen.

Zu 8 45 Landeszuschuss fur plusKITAs und andere Einrichtungen mit zusétzlichem Sprach-
forderbedarf

Der zukunftige Zuschuss vom Land fiir plusKITAs soll mindestens 30.000 € pro Kindergartenjahr
betragen (vormals 25.000 €). Darin enthalten sind dann auch 5.000 € flir zusatzlichen Sprachfor-
derbedarf (vormals separat gewahrt). Im Ausnahmefall ist weiterhin eine Splittung in 25.000 € fir
plusKita-Aufgaben und 5.000 € fur zusatzliche Sprachférderung auf verschiedene Kitas mdglich.
Der Gesetzgeber geht jedoch davon aus, dass im Regelfall beide Themen zusammen bearbeitet
werden sollten. Weiterhin missen die ausgewahlten Kindertageseinrichtungen in die Jugendhilfe-
planung aufgenommen worden sein. Mit dem Zuschuss sollen pluskITAs eine halbe Stelle einrich-
ten kénnen [Anmerkung: KGST-Wert EG 8b SuE TVéD 61.300 €].

Zu § 46 Landesfdrderung der Qualifizierung

Die praxisintegrierte Ausbildung (piA) gewinnt immer mehr an Bedeutung. Angehende anerkannte
Erzieher/-innen erhalten schon ab dem ersten Ausbildungsjahr eine Vergitung.

Zukunftig erhalten die Jugendamter vom Land flr Kindertageseinrichtungen pro belegtem Prakti-
kumsplatz 8.000 € jahrlich fur Schiler/-innen im ersten Jahr ihrer piA zum/zur staatlich anerkann-
ten Erzieher/-in (piAl-Zuschuss). Flr das zweite und dritte Jahr betragt der Zuschuss jeweils 4.000
€ (piA2/3-Zuschuss).

Pro belegtem Praktikumsplatz fir das Anerkennungsjahr erhalt das Jugendamt ebenfalls 4.000 €.
Das Jugendamt soll ebenfalls vom Land einen Zuschuss in Hohe von 2.000 € fur jede angehende
Kindertagespflegeperson erhalten, die die Qualifikation nach dem kompetenzorientierten Qualifi-
zierungshandbuch Kindertagespflege vollumfénglich absolviert (QHB-Zuschuss) hat. [Anmerkung:
Die Stadt Hilden muss jedoch im Gegenzug die Aufwendungen fur die Qualifizierung der Kinderta-
gespflegepersonen Ubernehmen, es ist fraglich, ob 2.000 € auskdmmlich sind.]

Zu § 47 Landesforderung der Fachberatung

Die Stadt Hilden beschatftigt seit Jahren eine Fachberatung (aktuell 25 Wochenstunden fir 9 stad-
tische Kindertageseinrichtungen). Im Bereich der Kindertagespflege wird ebenfalls eine Fachstelle
vorgehalten (aktuell besetzt mit insgesamt 101 Wochenstunden). Zukinftig werden die Kommunen
verpflichtet, Fachberatungen vorzuhalten. Die Fachberatung des o6rtlichen Jugendhilfetragers soll
zudem zur ortlichen Qualitatssicherung und -entwicklung den freien Tragern (17 Kitas, 9 Trager)
beratend zur Seite stehen. Das Land beteiligt sich an den Personalkosten mit jahrlich 1.000 € je
Kindertageseinrichtung und 500 € je Kindertagespflegeperson. [Anmerkung: KGST Wert EG 11b
SuE VZ : 66.200 € - 1.000 € = 0,6 Wochenstunden.]

Zu 8§ 48 Zuschuss zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten )
Das Betreuungsangebot soll zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf hinsichtlich der Offnungs-
und Betreuungszeiten flexibler gestaltet werden kénnen.
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Beispiele:

- Offnungszeiten > 50 Stunden wdchentlich

- Offnungszeiten an Wochenend- und Feiertagen

- Offnungszeiten nach 17 Uhr und vor 7 Uhr (Randzeiten)

- Verringerung der SchlieBtage (z.B. nur 15 Tage — Anmerkung: kommunale Kitas haben
i.d.R. 21 SchlieBungstage)

- Zusatzliche Betreuungsangebote bei unregelméRigem Bedarf (Notfallangebote)

- Erganzende Kindertagespflege fir den Betreuungsbedarf eines Kindes auRRerhalb der Off-
nungszeit der Kindertageseinrichtung

Die Hohe des landesweiten Zuschusses betragt 2020/2021 40 Millionen Euro, 2021/2022 60 Milli-
onen Euro und ab 2022/2023 80 Millionen Euro. Die Hohe des Anteils des Jugendamtes ergibt
sich aus dem Verhdltnis der gemeldeten Kindpauschalen zu den landesweit gemeldeten Kindpau-
schalen. Die genaue Hohe/Bewilligungsgrundlage ist aktuell noch nicht bekannt. Das Jugendamt
muss sich mit 25 % beteiligen.

Beispiel:

Landesweit angemeldete Kinder z.B. 650.000

Stadt Hilden z.B. 1.800 entspricht 0,276%
40 Mio €/650.000 € x 1.800 rd. 111.000 €

Zuschuss Stadt rd. 28.000 €

Teil 5 — Verfahrens-, Ubergangs- und Schlussvorschriften

Zu § 49 Interkommunaler Ausgleich

Der interkommunale Ausgleich fir Kinder in Kindertageseinrichtungen, die nicht im Jugendamts-
bezirk des Wohnsitzes betreut werden, bleibt im Gesetz verankert. Das Jugendamt der aufneh-
menden Kommune kann vom Jugendamt des Wohnsitzes einen Kostenausgleich in Héhe von 40
% der Kindpauschale verlangen. In diesen Fallen erfolgt die Kostenbeitragserhebung im Jugend-
amt des Wohnsitzes. Die Satzung der Stadt Hilden schliel3t in Zeiten der Mangelverwaltung Kinder
mit auswartigem Wohnsitz aus. Das Gesetz wiinscht eine gréRere Flexibilisierung im Hinblick auf
die Aufnahme von Kindern ohne Hauptwohnsitz Hilden. [Anmerkung: Die Erfahrung zeigt, dass der
Verwaltungsaufwand recht hoch ist.]

Zu § 50 Elternbeitragsfreiheit

Die Betreuung in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege soll zuklnftig flr die letzten
zwei Jahre vor der Einschulung beitragsfrei sein (aktuell das letzte Jahr vor der Einschulung). Da-
mit soll eine spirbare Entlastung der Eltern erzielt werden. Das Jugendamt soll weiterhin einen
Ausgleich fur den Einnahmeausfall erhalten.

Aktuell wird fur ein Jahr 5,1% der Summe der Kindpauschalen fir in Kindertageseinrichtungen
betreute Kinder im Alter von drei Jahren bis zur Einschulung gewahrt. Zukiinftig sollen es 8,62 %
sein. Auf ein Jahr bezogen sinkt demnach der Zuschuss um 0,79 %. Begrundet wird dies damit,
dass grundsatzlich der Anteil der Kostenbeitrage an der Gesamtfinanzierung nur noch 16,4 % be-
tragt und mit einem angenommenen verringerten Verwaltungsaufwand fur die Einziehung von Kos-
tenbeitragen in Ansatz gebracht. [Anmerkung: Auch fir beitragsbefreite Kinder sind Bescheide zu
erteilen. Durch die Geschwisterkindbefreiung ergeben sich daran ankniipfend Bescheidanlasse fir
die Kindertagespflege oder die schulische Betreuung.]

Durch die Elternbeitragsfreiheit reduzieren sich die Ertrage der Elternbeitrage in den nachsten Jah-
ren. Geplante Ausbau-/ Neubaumal3hahmen zur Erweiterung der Betreuungsplatze sind in der
nachfolgenden Tabelle beriicksichtigt.

Ubersicht der Haushaltsplanung Elternbeitrage 2019-2021.:

Ertrag Konto HH 2019 HH 2020 HH 2021

Elternbeitrage 433110 1.640.000 € 1.395.500 € 1.110.500 €

-10 -
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Fazit:
Der Referentenentwurf zum neuen KiBiz bringt einige Veranderungen mit sich.

Der Bereich der Kindertagespflege wird als gleichrangiges Betreuungsangebot gestarkt. Die Quali-
fizierung soll verbessert werden.

Um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu realisieren, werden die Rechte der Familien kon-
kreter beschrieben und die Kommune in die Pflicht genommen. So sollen insbesondere die Be-
treuungs- und Offnungszeiten flexibler gestaltet werden.

Die Finanzierungssystematik bleibt grundsatzlich, Uber eine Basisforderung, gleich. Die durch-
schnittliche Erhéhung der Kindpauschalen um 21 % wird grundséatzlich zu héheren Ausgaben fiur
die Kommunen filhren, auch wenn der stadtische Anteil an der Gesamtfinanzierung um 2,85 %
sinkt.

Reine Landeszuschisse entfallen oder fallen geringer aus (U3-Pauschale, Verfligungspauschale,
Belastungsausgleich Ausbau U3, Ausgleich Elternbeitragsfreiheit).

Ob die erhohten Kindpauschalen und indexbezogenen jahrlichen Anpassungen fur eine auskdmm-
liche Finanzierung der Kindertageseinrichtungen ausreichen, bleibt abzuwarten.

Die Finanzierung des gesamten notwendigen Personalschlissels wird begriifit. Andererseits muss
durch den Wegfall der U3-Pauschale und der Verfigungspauschale zukiinftig Personal ebenfalls
aus der Basisforderung finanziert werden. Aktuell ist es kaum mdglich, notwendige Stellen zu be-
setzen. Dies wird im Ergebnis voraussichtlich dazu fuihren, dass sich Betriebskostenrtickzahlungen
und Erstattungen von Landesmitteln ergeben werden. Die Lockerungen hinsichtlich der Moglich-
keiten, auch ,sonstige Fachkrafte* einzustellen, sind nicht weitreichend genug. Es fehlt an Mecha-
nismen zur Personalgewinnung (Stichwort Attraktivitat des Berufs). Die Férderung der praxisinte-
grierten Ausbildung ist dafur jedoch ein gutes erstes Instrument.

Der Verwaltungsaufwand fur die Bewilligungen von Betriebskosten und Abrechnung von Kinder-
gartenjahren ist weiterhin sehr hoch bzw. wird ausgeweitet. Hinter den Einzelbetrégen in den Ver-
wendungsnachweisen stehen umfangreiche Prifungen und Berechnungen sowie verpflichtende
Prifungen von Tragerunterlagen.

Die Elternbeitragsfreiheit fur zukinftig zwei Jahre wird fir Familien eine deutliche finanzielle Ent-

lastung ergeben. Die fehlenden Einnahmen durch Kostenbeitrdge kénnen voraussichtlich durch
den Landeszuschuss ,Ausgleich Elternbeitragsfreiheit” nicht ausgeglichen werden.

gez.
Birgit Alkenings

-11 -
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Finanzielle Auswirkungen

Produktnummer / -bezeichnung 060101 — Forderung von Kindern im Alter von 0-6 Jah-
ren

Investitions-Nr./ -bezeichnung:

Pflichtaufgabe oder Pflicht- X freiwillige

freiwillige Leistung/MaRnahme aufgabe (hier ankreuzen) | Leistung (hier ankreuzen)

Folgende Mittel sind im Ergebnis-/ Finanzplan veranschlagt:
(Ertrag und Aufwand im Ergebnishaushalt / Einzahlungen und Auszahlungen bei Investitionen)

Haushaltsjahr

Kostentrager/ Investitions-Nr.

Konto

Bezeichnung

Betrag €

Aus der Sitzungsvorlage ergeben sich folgende neue Anséatze:
(Ertrag und Aufwand im Ergebnishaushalt / Einzahlungen und Auszahlungen bei Investitionen)

Haushaltsjahr

Kostentrager/ Investitions-Nr.

Konto

Bezeichnung

Betrag €

Bei Uber-/auBerplanmaiigem Aufwand oder investiver Auszahlung ist die Deckung
gewahrleistet durch:

Haushaltsjahr

Kostentrager/ Investitions-Nr.

Konto

Bezeichnung

Betrag €

Stehen Mittel aus entsprechenden Programmen des Landes,
Bundes oder der EU zur Verfugung? (ja/nein)

ja

(hier ankreuzen)

nein

(hier ankreuzen)

Freiwillige wiederkehrende MaRnahmen sind auf drei Jahre befristet.
Die Befristung endet am: (Monat/Jahr)

Wurde die Zuschussgewahrung Dritter durch den Antragstel-
ler geprft — siehe SV?

ja

(hier ankreuzen)

nein

(hier ankreuzen)

Finanzierung/Vermerk Kammerer

-12 -




LWL

Qualitat flr enschen ‘ Flr die Menschen.
Flr Westfalen-Lippe.

Ministerium fur Kinder, Familie, Fliichtlinge und
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen
40190 Disseldorf

Per Mail: FP-322 @mkffi.nrw.de

Minster/Koln, 28.05.2019

- Entwurf eines ,Gesetz(es) zur Einfilhrung des Gesetzes zur friithen Férderung und
Bildung von Kindern und zur Anderung des Schulgesetzes”

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns flr die Mdglichkeit, zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Einfiih-
rung des Gesetzes zur frihen Forderung und Bildung von Kindern und zur Anderung des
Schulgesetzes (im Folgenden KiBiz-E) Stellung nehmen zu kénnen.

« Die Landschaftsverbande begriiBen ausdriicklich, dass die Finanzieruhg im Bereich der
Kindertagesbetreuung nachhaltig verbessert werden soll. Dies ist ein wichtiger Schritt
zur Behebung der strukturellen Unterfinanzierung des Systems der Kindertagesein-
richtungen in Nordrhein-Westfalen. Wenngleich mit der verbesserten finanziellen
Ausstattung gegeniber dem heutigen Stand KiBiz keine Standardverbesserung ver-
bunden ist, so soll doch mit der im Entwurf vorgesehenen Finanzierung die Qualitét
der Kindertagesbetreuung gegentiber dem Status quo jedenfalls verbessert werden.

Inwieweit die erhdhten Kindpauschalen sowie die indexgebundene jéhrliche Anpas-
sung die strukturelle Unterfinanzierung nachhaltig tatsachlich beseitigen kénnen und
ob die in der Gesetzesbegriindung angegebenen Personalschllssel zur Sicherung der

~ Qualitat dann auch erreicht werden, kann auf der Basis des vorgelegten Referenten~
entwurfes von hier letztlich nicht beurteilt werden.

Die zusatzlichen Finanzmittel werden unstreitig aber nur dann zu einer Qualitatsver-
besserung flihren, wenn auch ausreichend und gut qualifiziertes Personal zur Verfi-
gung steht. Die aktuell getroffenen MaBnahmen - Personalvereinbarung nach § 26

LVR -~ Landschaftsverband Rheinland LWL - Landschaftsverband Westfalen-Lippe
Kennedy-Ufer 2, 50663 Kéln ) Frelberr-vom-Stéin-Platz 1, 48133 Minster
Telefon: 0221 809-0, Fax: 0221 809-2009 Telefon: 0251 591-01, Fax: 0251 591-3300
www.ivrde ' : viwwlwlorg
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Abs. 3 Nr. 3 KiBiz-E; finanzielle Férderung der praxisintegrierten Ausbildung zum/zur
Erzieher*in — PIA — werden allein aber nicht ausreichen. Die Anstrengungen, mehr
Fachkréfte fir die Elementarbildung zu gewinnen, missen daher mit Blick auf die At-
traktivitdt von Ausbildung und Beruf sowie die Ausgestaltuﬁg von Ausbildungs- und
Studiengéngen weiter verstirkt werden.

Mit Blick auf die Bedeutung der friihkindlichen Bildung, im Sinne von Chancengleich-
heit und auch zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist die Bei-
tragsfreiheit im Bereich der Kindertagesbetreuung sicherlich ein erstrebenswertes Ziel.
Vor diesem Hintergrund ist auch die Einflhrung des zweiten beitragsfreien Kitajahres
im Grundsatz ein Schritt in die richtige Richtung.”

Mit Blick auf die aktuelle Situation in NRW wirden wir prioritér jedoch begriiBen,
wenn die flr die weitere Beitragsfreiheit aus der Bundesférderung des sogenannten
Gute-Kita-Gesetzes” vorgesehenen Mittel in eine weitere Verbesserung der Betreu-
ungsqualitat flieRen wiirden. Korrespondierend hierzu sollte eine landeseinheitliche
soziale Staffelung der Elternbeitrage erfolgen. Dieses wére ein wichtiger Beitrag fur
die Chancengerechtigkeit und zur Entlastung finanziell schwacher Familien.

Im Referentenentwurf werden die besonderen Bedarfe von Kindern mit (drohender)

. Behinderung jetzt gesetzlich verankert. Die bisherige Finanzierung in Hohe der 3,5-
fachen Kindpauschale fiir Kinder mit (drohender) Behinderung wird allerdings nicht
mehr fortgefiihrt, stattdessen werden Pauschalwerte, die auf der Grundlage der neuen
Kindpauschalen gesondert ermittelt wurden, ausgewiesen. Es sind aber keine weiteren
strukturellen Verbesserungen im System fiir Kinder mit (drohender) Behinderung vor-
gesehen. '

Die Landschaftsverbande haben in der Vergangenheit auf Basis ihrer freiwilligen For-
derungen (Richtlinienfdrderung im LWL / Finkpauschale im LVR) flir die Betreuung
und Férderung von Kindern mit (drohender) Behinderung in Kindertageseinrichtun-
gen (ohne heilpddagogische Einrichtungen) zuletzt jéhrlich rd. 110 Mio. Euro aufge-
wendet. Kinder mit (drohender) Behinderung werden auch zukiinftig auf ergénzende
Leistungen der Eingliederungshilfe fiir den Besuch einer Regelkita oder Tagespflege
angewiesen sein. Im Sinne einer Schaffung inklusiver Verhltnisse auch und gerade im
Bereich der frithkindlichen Bildung musste die Schaffung inklusionsférdernder Rah-
menbedingungen strukturell im Rahmen der KiBiz-Finanzierung berlicksichtigt wer-
den.

Die vorgesehene Flexibilisierung der Betreuungsangebote unter Berlicksichtigung des
individuellen Bedarfs wird mit Blick auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und
die sich andernden Rahmenbedingungen von Gesellschaft und Arbeitswelt ausdriick-
lich begriiBt. Es wird darauf ankommen, die Ausgestaltung der Flexibilisierung der Be-
treuung jeweils am Wohlbefinden des Kindes zu orientieren.
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 Mit den im vorgelegten Referentenentwurf vorgesehenen Anderungen erfolgt keine
grundlegende Reform des KiBiz. An der bisherigen FinanzierUngssystematik wird im
Grunde festgehalten. Eine grundlegende Reform der Finanzierung, weg von Pauscha-
len flir Einzeltatbestande hin zu einer Strukturférderung, basierend auf einer Sockelfi-
nanzierung und ergénzenden Fordertatbestanden, ist nicht erfolgt. Dieses wiirde aber
den Trégern mehr Planungssicherheit insbesondere im Bereich der Personalplanung
geben. Nach wie vor halten die Landschaftsverbénde eine Vereinfachung der Finan-
zierungsstrukturen dringend flir geboten. Eine Vereinfachung der Férder- und Ab-
rechnungssystematik insgesamt sollte das Ziel der Reform sein.

- Zu den umfangreichen Anderungen nehmen wir im Detail wié. folgt Stellung:

1. Qualitédtsstandards in der frithen Bildung

Der Referentenentwurf setzt das zwischen kommunalen Spitzenverbanden und Land ver-
einbarte Eckpunktepapier um. Die Erhéhung der Kindpauschalen soll sicherstellen, dass
nun die bereits seit 2008 angestrebten Qualitdtsstandards erreicht werden kdnnen.

Ob die in der Gesetzesbegriindung auf S. 87 angegebenen Personalschlissel tatsachlich
erreicht werden kénnen, ist aus dem Referentenentwurf selbst nicht nachzuvollziehen.
Mit der neuen Anlage zur § 33 KiBiz-E wird ein Gesamtpersonalkraftstundenwert einge-
fuhrt, der auch fir nicht paddagogisches Personal, wie z. B. Hauswirtschaftskréfte einge-
- setzt werden kann. Die A regen an, pddagogisches und nicht-p&dagogisches Personal
getrennt in der Anlage zu § 33 KiBiz-E auszuweisen. In diese Anlage ist in der Gruppen-
form Uil zur Durchfiihrung der Aufgaben nach § 45 SGB VIl die Mindestanzahl an Ergén-
zungskraftstunden aufzunehmen. Fachwissenschaftlich wird die geplante mittelbare Bil-
dungs- und Betreuungszeit als zu niedrig bemessen bewertet.

Die UA begriiBen die gesetzlich neu verankerte Leitungsfreistellung sowie die erstmals
gesetzlich verankerte finanzielle Forderung der Fachberatung als weitere Bausteine der
Qualitatsentwicklung. Ausweislich der Gesetzesbegriindung soll durch diese Regelung
Rechtssicherheit hergestellt werden. Vor diesem Hintergrund halten wir es fir erforder-
lich, die Leitungsfreistellung als Muss-Vorschrift zu formulieren (§ 29 KiBiz-E). Ob das vor-
gesehene Leitungskontingent ausreicht, die aktuellen und zukilnftigen Leitungsaufgaben
sicher zu stellen, wird allerdings zu Uberprifen sein.

Die finanzielle Forderung der Fachberatung erdffnet grundsétzlich neue Méglichkeiten
der Qualitatsentwicklung. Bei der aktuell vorgesehenen Férderhdhe misste eine Fachbe-
ratung rund 70 Einrichtungen betreuen, um eine vollstindige Refinanzierung zu errei-
chen. Dies birgt fachlich groBe Herausforderungen, daher sollte die Férderung zumindest
perspektivisch noch weiter ausgebaut und indexiert werden.

In Bezug‘nahme auf § 17 KiBiz-E regen die UA an, dass jede Kanzeption inklusiv auszuge-
stalten ist, damit alle Kinder mit ihren individuellen Bedarfen Berlicksichtigung finden.
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2. Gemeinsame Bildung von Kindern mit und ohne Behinderung

Es ist erfreulich, dass in dem Referentenentwurf an mehreren Stellen die besonderen Be-
darfe von Kindern mit (drohender) Behinderung gesetzlich verankert werden, so z. B.
durch die kiinftige Differenzierung nach Alter des Kindes bei der erhéhten Kindpauschale.

Der Begriff ,Menschen mit Behinderungen” wird in Artikel 1 Satz 2 der UN-Behinderten-
rechtskonvention definiert. Auf dieser Basis sollte im Kinderbildungsgesetz durchgéangig
von Kindern mit oder mit drohender Behmderung und nicht von behmder’cen Kindern
gesprochen werden.

In § 18 KiBiz-E wurde der Begriff der Bildungsdokumentation um den Entwicklungsaspekt
erganzt. Dies wird mit Blick auf die Betreuung und Férderungvon Kindern mit (drohender)
Behinderung begriit und auch als ein wichtiger Aspekt fiir die vom Trager der Einglie-
derungshilfe geforderten Teilhabe- und Férderpléne bewertet.

Die Erweiterung der Pflegeerlaubnis eréffnet neue Gestaltungsméglichkeiten, die aller-
dings auch Risiken hinsichtlich der Sicherung der Qualitét fiir die 6rtlichen Trager mit sich
bringen wird (§ 22 KiBiz-E, siehe hierzu auch Punkt 5). Gerade fiir Kinder mit (drohender)
Behinderung besteht mit der Offnung der Betreuungssettings das Risiko, dass sie nicht
adiquat geférdert werden kénnten,

Nach § 26 Abs. 3 KiBiz-E ist (unveréndert gegenliber dem geltenden Recht in § 13 d Abs.
' 2 KiBiz) der besondere Bedarf fiir die gemeinsame Forderung von Kindern mit und ohne
Behinderung bei der Personalbemessung oder der Festlegung der GruppengréBe zu be-
riicksichtigen. Eine Verpflichtung zur Berlcksichtigung ist aber im Ergebnis unverbindlich.
Wir schlagen vor, diese Regelung durch eine Verpflichtung zur Verbesserung des Perso-
nalschliissels (durch Absenkung der Gruppenstérke oder zusétzliches Personal) verbind-
licher auszugestalten. Wir regen in dem Zusammenhang an, dass bei unterjéhrigen Auf-
nahmen die Gruppenstirkenreduzierung ab dem néchsten Kindergartenjahr verbindlich -
ist. '

Mit dem Ziel der Schaffung inklusiver Lebensverhaltnisse ist aus Sicht der LA zusatzlich
zu der personenbezogenen Férderung (ber Kindpauschalen eine entsprechende Struk-
turférderung flr alle Kindertageseinrichtungen erforderlich. Flir eine nachhaltige Inklu-
sion ist eine kontinuierliche Grundfinanzierung flr alle Kitas entscheidend und nicht nur
eine belegungsabhangige Kindpauschale fur Kinder mit (drohender) Behinderung.

Wir schlagen zudem eine Offnung der Verwendung der Mittel aus der Fortbildungsver-
einbarung nach § 54 Absatz 3 Nummer 2 KiBiz-E vor, insbesondere auch mit Blick auf die
Weiterqualifizierung der gemeinsamen Férderung von Kindern mit und ohne (drohende)
Behinderung, um damit die Inklusion und deren Ziele weiter zu verfolgen.
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3. Flexible und am individuellen Bedarf ausgerichtete Angebote versus Sicherung
der Qualitit

Die Flexibilisierung des Angebots und Beriicksichtigung des individuellen Bedarfs ist mit
Blick auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und den veranderten Anforderungen
einer sich wandelnden Gesellschaft zu begriiBen. Dabei muss sich die Flexibilisierung der
Betreuung jedoch stets am Wohlbefinden des Kindes orientieren. Wir regen daher an, im
Rahmen der Erweiterung der Offnungszeiten die tatsachliche Betreuungszeit des Kindes
in der Einrichtung an dessen Lebenssituation zu orientieren. Wir schlagen vor, mehr als
zehn Stunden Einrichtungsbetreuung pro Tag gesetzlich auszuschlieBen.

Die Erweiterung der Betreuungsangebote in den Kindertageseinrichtungen —verlé,ngerte
Offnungszeiten und Angebote am Wochenende und Feiertagen — wird ein ,Mehr” an Per-
sonal, bzw. eine ,Verdichtung” von Schichtarbeit von Mitarbeitenden zur Folge haben,
das durch die Leitung zusétzlich koordiniert werden muss. Wir verweisen hierzu auf die
einleitenden Ausfiihrungen zum Fachkréftebedarf.

Ob kleinere Kindertageseinrichtungen (weniger als zwei Gruppen) die Mindestbesetzung
(8 28 Abs.1 KiBiz-E ~ regelmaBiger Einsatz von zwei padagogischen Kréften) bei gleich-
zeitig erweitertem Angebot halten kénnen, wird in Zweifel gezogen. Wir halten es fiir
erforderlich, den Fachkraft-Kind-Schliissel bei erweiterten Offnungszeiten bereits ab der
46. Stunde zu bezuschussen. Eine Finanzierung ab der 51. Stunde geht zu Lasten der Qua-
litat der Betreuung (8 48 KiBiz-E). '

Die Reduzierung der maximalen Schlieftage auf 25 diirfte zweifelsohne im Interesse der
Eltern sein. Auf-der anderen Seite ist aber zu berlicksichtigen, dass 25 Schlietage in der
Regel nicht einmal die Urlaubsanspriiche der Mitarbeitenden abdecken werden. Dar-
Uber hinaus sind SchlieBtage erforderlich, soweit teambezogene Fortbildungen und
Konzeptentwicklungen mit dem gesamten Team erfolgen sollen. Es muss somit davon
ausgegangen werden, dass die Reduzierung der SchlieBtage an einzelnen Tagen im All-
tag zu einem nach unten veranderten Personalschlissel fihrt sowie im Zweifelsfall weni-
ger Zeit flir TeammaBnahmen und konzeptionelle Arbeit zur Verfligung steht.

§ 33 Abs. 3 KiBiz sollte ersatzlos gestrichen werden. Die regulierenden Vorgaben zur Be-
treuung von (iber 3-jahrigen Kindern im 45-Stunden-Bereich stehen im Widerspruch zu
dem im KiBiz verankerten Wunsch und Wahirecht, der hierzu zwischenzeitlich ergange-
nen Rechtsprechung sowie dem Ziel einer weiteren Flexibilisierung von Betreuungszei-
ten.

4. Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIill), Qualitdtsentwicklung (§ 79a SGB VIII) und

- Fachberatung ‘ _
Eine Konkretisierung der Jugendhilfeplanung darf nicht in die kommunale Selbstverwal-
tung eingreifen. Die Beteiligung der Eltern an der Jugendhilfeplanung ist im Ubrigen
schon heute die Regel. Methodische Teilschritte wie Elternbefragungen dirfen dabei
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nicht vorgegeben werden. Die Verpflichtung zur Abstimmung der Bedarfspléne mit be-
nachbarten Jugenddmtern ist aufgrund der kleinteiligen Jugendhilfestruktur in Nord-
rhein-Westfalen aus unserer fachlichen Einschatzung praktisch nicht umsetzbar. Wir hal-
ten es flr angemessen, dem &ffentlichen Trager der Jugendhilfe zu tiberlassen, wie er die
Vorgaben zur Abstimmung aus dem § 80 Abs. 4 SGB VIl umsetzt.

Wir begriiBen die Stérkung der Fachberatung durch eine finanzielle Forderung, da damit
den gestiegenen Anforderungen sowie die besondere Bedeutung der Fachberatung bei
der Sicherung und Weiterentwicklung der Qualitét von friihkindlicher Bildung Rechnung
getragen wird. Diese Bedeutung durch eine ausdriickliche Nennung und Konkretisierung
im Referentenentwurf zu unterstreichen (§ 6), wird daher von uns begriift. Die aktuelle
Darstellung spiegelt jedoch nicht die im SGB VIl vorgenommene Differenzierung von
Qualitatsentwicklung (8 79a SGB Vill) und Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIII) sowie die
Fachpraxis der Fachberatung wider. Um Transparenz und Eindeutigkeit mit Blick auf die
Aufgabenverantwortung zu schaffen, halten wir eine Gliederung der genannten Aufgaben
in Qualitdtsentwicklung (§ 6 Abs. 1 Ziff.n 5 bis 8) durch den ortlichen Trager der Jugend-
hilfe und Fachberatung durch die jeweiligen Tréger der Einrichtungen (8 6 Abs. 2) fiir er-
forderlich. Die unter § 6 Abs. 1 Ziff.n 1 bis 4 genannten beispielhaften Aufgaben sind
ebenfalls von der Fachberatung abzugrenzen, da sie unter die in § 80 SGB VI geregelte
Jugendhilfeplanung zu subsumieren sind. Wir regen an, die Zuschiisse zu Qualitatsent-
wicklung und Fachberatung in § 47 KiBiz-E dementsprechend getrennt auszuweisen.

5. Kindertagespflege ‘

Die konsequente gesetzliche Gleichstellung, wie sie bereits in § 24 Abs. 2 SGB VIII veran-
kert ist und im Referentenentwurf nun weiter vorangetrieben wird, wird ausdriicklich be-
gruBt Neben einer verpflichtenden Konzeption (§ 17 KiBiz-E) regen wir an, auch die Be-
obachtung und Dokumentation (8 18 KiBiz-E) und die Sprachliche Bildung (§ 19 KiBiz-E)
verpflichtend flr die Kindertagespflege gesetzlich zu regein.

Darliber hinaus begriiBen wir, dass Uber die erweiterten Voraussetzungen flir die Forde-
rung der Kindertagespflege geméaB § 24 Abs. 3 auch landeseinheitliche Standards in der
Kindertagespflege geschaffen werden (Zeiten fiir die mittelbare Bildungsarbeit, fir Fort-
bildung, laufende Geldleistung in der Eingewthnungsphase und bei Krankheit des be-
treuten Kindes sowie die jahrliche Anpassung der laufenden Geldleistung).

Durch die Implementierung der kompetenzorientierten Qualifizierung nach dem Qualifi-
zierungshandbuch Kindertagespflege (QHB) mit einem finanziellen Zuschuss fiir jede an-
gehende Kindertagespflegeperson wird die Weiterentwicklung der Qualitat in der Kinder-
tagespflege unterstitzt.

Duréh einen finanziellen Zuschuss werden Offnungszeiten und Betreuungsangebote nach
17 Uhr und vor 7 Uhr sowie die erganzende Kindertagespflege gem. § 23 Abs. 1 KiBiz-E
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untérstiitzt. Damit kdnnen Kindertagespflegeangebote zu diesen Zeiten finanziell gefor-
dert und spezifischer Bedarf von Eltern beantwortet werden. Dies ist im Rahmen der Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie zu begriien.

Die Erweiterung der Pflegeerlaubnis eréffnet neue Gestaltungsmdglichkeiten auf der 6rt-
lichen Ebene. Eine Erweiterung der Erlaubnis auf die Betreuung von 10 fremden Kindern
(bzw. 15 fremden Kindern in GroBtagespflege), auch zu den genannten erweiterten Vo-
raussetzungen, Fachkraft oder Qualifizierung nach dem QHB, birgt jedoch auch Risiken
hinsichtlich der Qualitat der Betreuung. Sich hiermit auseinanderzusetzen und Losungen
zu entwickeln, wird im Weiteren eine wichtige Aufgabe sein.

6. Biirokratischer Aufwand in der Umsetzung des Kinderbildungsgesetzes

Die thematische Gliederung der Inhalte schafft eine besser lesbare, transparentere Struk-
tur des Gesetzes. Es wird begriiBt, dass die Férderzuschisse, die bisher jede Kindertages-
einrichtung erhalten hat, nun in die Kindpauschale integriert werden. Bei der Férderung
~von Familienzentren und plusKITAs wird durch die Zusammenfithrung von Zuschiissen
unter Beibehaltung der jeweiligen Zielsetzungen ebenfalls eine Konzentration erreicht,
Dies dient der Transparenz und wird den Aufwand fir alle Beteiligten reduzieren.

Demgegeniber stehen allerdings drei neue Landeszuschisse, die separat zu beantragen
sind und deren Verwendung differenziert hachzuweisen ist. Dies wird insgesamt zu einem
deutlichen Mehraufwand auf allen Ebenen fiihren. Das Ziel des Kinderbildungsgesetzes,
eine klare und tbersichtliche Finanzierungsstruktur auf der Grundlage von Kindpauscha-
len zu erméglichen, wird durch diese weitere Differenzierung nicht erreicht. Die Ziele der
neuen Fordertatbestande, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie die Steigerung
der Qualitat in der Kindertagesbetreuung zu férdern, begriiBen wir ausdricklich. Dennoch
halten wir es flir unabdingbar erforderlich, eine Vereinfachung des Férder- und Abrech-
- nungsverfahrens zum Beispiel durch die Gewédhrung von Jahrespauschalen insbesondere
beim neuen Zuschuss nach § 46 KiBiz-E mit Prioritat zu prifen.

Ein weiterer zusatzlicher Aufwand sowohl fiir die LJA als auch fiir die Jugendamter wird
sich durch die differenzierte Nachweispflicht fiir die Gewéhrung des Zuschusses fur die
Kindertagespflege, als auch flr die neue Verpflichtung zur regelmaBlgen Prufung von
Verwendungsnachweisen (§ 39 KiBiz-E) ergeben

Eine sinnvolle Vereinfachung ware die Einfllhrung einer ,Bagateligrenze” fur die nicht

riicklagefahigen Zuschtisse, um im Nachlauf zum Verwendungsnachweis von aufwendi-

gen Riickforderungen von Kleinbetrdgen abzusehen. Wenn eine solche Grenze sich auf

- alle Kindergartenjahre beziehen wiirde, deren Verwendungsnachweis noch abzurechnen
ist, wiirden weitere deutliche Erleichterungen erreicht. :

7. Investitionsférderung, Belegung investiv geforderter Platze
Die Aufnahme der Kindertagespflege in die gesetzliche Norm zur Investitionsférderung
(§ 52 KiBiz-E) ist konsequent und wird ausdrticklich begrift.
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Die Neuregelung der Zweckbindung flir seit 2008 investiv geférderte U3-Platze in § 55
Abs. 2 des Referentenentwurfes wird von den UA ausdriicklich begriift. Diese Regelung

_trdgt den Diskussionen der vergangenen Jahre und vor allem den Notwendigkeiten der
Entwicklung vor Ort Rechnung. Die Erfahrungen der vergangenen Jahre haben deutlich
vor Augen geflihrt, dass eine enge Nutzungsbindung der geférderten Platze vor Ort zu
groBen Herausforderungen und in vielen Fallen zu nicht sachgerechten Ergebnissen
fihrte. Im Rahmen der Abwicklung der Investitionsforderung fiihrte die enge an das
Kindesalter geknlipfte Zweckbindung zu hohem Aufwand. Die neue Regelung ermdg-
licht Jugendédmtern und Tragern aktuelle Bedarfe auf Basis der Jugendhilfeplanung fle-
xibler zu erflllen, ohne sich unmittelbar Riickforderungsrisiken auszusetzen, solange die
Gesamtzahl der geférderten Plétze belegt ist.

. Mit freundlichen GriiBen
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Stadte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

08/2019 Dusseldorf, 08.05.2019

Zusatzliche Mittel fur eine
bessere Kinderbetreuung

Entwurf des neuen Kinderbildungsgesetzes setzt Vereinbarung mit
Kommunen um - keine weitere Belastung tragbar

Der Stadte und Gemeindebund NRW begriif3t den Entwurf eines neuen
Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) zur Organisation der Betreuung von Ein- bis
Sechsjahrigen in Tagesstatten und in Tagespflege. "Mit der Uberarbeitung
wird nun erstmals seit Inkrafttreten des Kinderbildungsgesetzes eine
auskommliche Finanzierung der Kindertagesbetreuung in NRW moglich”,
machte der Hauptgeschaftsfihrer des Stadte- und Gemeindebundes NRW
Dr. Bernd Jiirgen Schneider heute in Dusseldorf deutlich.

In den zuruickliegenden Jahren hatten viele Trager von Tageseinrichtungen mit
Finanzierungproblemen zu kampfen, die sich vor allem auf die personelle
Ausstattung auswirkten. Mit dem Gesetzentwurf beabsichtige das Land NRW
die zwischen Jugendminister Dr. Joachim Stamp und den drei kommunalen
Spitzenverbanden vereinbarten Eckpunkte zur KiBiz-Reform umzusetzen. Ab
dem Kindergartenjahr 2020/2021 stiinden demnach zur Aufstockung der
Kindpauschalen 750 Mio. Euro zur Verfligung. Entsprechend der Vereinbarung
werde dieser Betrag je zur Halfte von Kommunen und Land aufgebracht.

Damit keine Finanzierungsliicke mehr entstehe, solle das Gesetz zukuinftig
eine Dynamisierung enthalten, die sich an den tatsachlichen Kosten orientiere.
"Damit werden die Rahmenbedingungen daflr geschaffen, dass das System
nicht nach wenigen Jahren wieder Finanzierungsdefizite aufweist", erklarte
Schneider. Vor diesem Hintergrund sei davon auszugehen, dass nach
Inkrafttreten des Gesetzes - sofern so vom NRW-Landtag beschlossen - keine
zusatzliche Ubergangsfinanzierung mehr erforderlich sei.

Besonders zu begriiflen sei daruber hinaus die Platzausbaugarantie - sprich:
die Zusage des Jugendministers, dass jeder fiir einen bedarfsgerechten
Ausbau erforderliche Betreuungsplatz investiv gefordert werde. In Zeiten des
massiven Platzausbaus aufgrund der stark steigenden Nachfrage nach
Kinderbetreuung sei eine solche Zusage fiir die Kommunen extrem wichtig.

Gleichwohl musse der KiBiz-Referentenentwurf sorgfaltig ausgewertet

werden, da Uber die verabredeten Eckpunkte hinaus zahlreiche Neuerungen in

den Entwurf aufgenommen worden seien. So stelle das neue KiBiz starker auf

den Bedarf der Eltern ab. Dies gelte etwa fur Kommunen, in die zahlreiche

Arbeitnehmer/innen einpendeln. Die geplante Regelung sieht vor, dass deren
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Betreuungsbedarf starker zu berticksichtigen sei. Dadurch kamen zusatzliche
Aufgaben auf die Stadte und Gemeinden zu, wenn sie ihre Bedarfsplanung
neben der Berlicksichtigung ortlicher Erfordernisse auch mit benachbarten
Jugendamtern abstimmen mussten.

Die Herstellung der Auskommlichkeit in der Kinderbetreuung sei fiir viele
Kommunen bereits ein Kraftakt. "Mit einem reformierten KiBiz dirfen daher
keine weiteren personellen oder finanziellen Belastungen auf die Kommunen
zukommen", machte Schneider deutlich.

Die Eltern wiirden zudem durch ein zweites beitragsfreies Kindergartenjahr ab
2020/2021 entlastet. "Fur die Kommunen ist entscheidend, dass das Land die
Einnahmeausfalle fir wegfallende Elternbeitrage vollstandig erstattet” so
Schneider. Diese betriigen rund 200 Mio. Euro pro Kindergartenjahr. Aufgrund
des Konnexitatsprinzips "wer bestellt, bezahlt" sei das Land dazu verpflichtet.

v.i.S.d.P.: HGF Dr. Bernd Jiirgen Schneider Pressesprecher Martin Lehrer M.A. Stadte- und Gemeindebund NRW
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www.kommunen.nrw Telefax 0211.4587-292/211 40474 Diisseldorf



Freie Wohlfahrtspflege NRW

Stellungnahme der Landesarbeitsgemeinschaft der Spitzenverbande der Freien
Wohlfahrtspflege NRW zum

,Referentenentwurf flr ein Gesetz zur Einfihrung des Gesetzes zur frihen Forde-
rung und Bildung von Kindern und zur Anderung des Schulgesetzes vom
06.05.2019¢

Schreiben des MKFFI vom 07.05.2019 — Az. 6000.5.24

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Spitzenverbande der Freien Wohlfahrtspflege in Nordrhein-
Westfalen bedankt sich fur die Méglichkeit der Stellungnahme zum Referentenentwurf fir ein Ge-
setz zur Einfiihrung des Gesetzes zur friihen Férderung und Bildung von Kindern und zur Anderung
des Schulgesetzes vom 6. Mai 2019.

Grundsatzlich bedauert die Freie Wohlfahrtspflege, dass es nicht gelungen ist, mit diesem Refe-
rentenentwurf das lange angekiindigte Vorhaben einer grundlegenden Neuausrichtung der gesetz-
lichen Grundlagen, inklusive Finanzierung, der frihkindlichen Bildung, Betreuung und Erziehung
von Kindern in der Tagespflege und in den Tageseinrichtungen fur Kinder umzusetzen. Von einer
solchen tatséchlichen Neuorientierung hat sich die Freie Wohlfahrtspflege erhofft, dass zwischen-
zeitlich erkannte Probleme und Strukturmangel der KiBiz-Gesetzgebung hatten behoben werden
kénnen; dies kann mit der jetzt vorgelegten Aktualisierung des KiBiz nicht gelingen.

Allerdings zeigt der jetzt vorliegende Referentenentwurf, dass es in den letzten Jahren gelungen
ist, im Bereich der inhaltlich-fachlichen Regelungen das urspriingliche Gesetz vom 30.10.2007
so weiterzuentwickeln, dass es den aktuellen Stand der Fachdiskussion gut widerspiegelt. Dies
gilt auch fur die Weiterentwicklungen, die der jetzt vorliegende Referentenentwurf in einzelnen
Punkten vornimmt (z. B. die Darstellung des Partizipationsgedankens in einem eigenen Paragra-
phen oder die ausdriickliche Benennung der Fachberatung etc.).

An dieser Stelle muss aber auch deutlich gemacht werden, dass der in diesem Referentenentwurf
deutlich werdende Wille zur Starkung der Fachlichkeit und der Qualitat der friihen Férderung und
Bildung von Kindern eine entsprechende auskdmmliche Refinanzierung der Gesamtkosten der
Tageseinrichtungen sowohl im Personal- als auch im Sachkostenbereich voraussetzt. Die Lan-
desarbeitsgemeinschaft der Spitzenverbéande der Freien Wohlfahrtspflege begriif3t, dass es im
Referentenentwurf gelungen ist, eine angemessene Dynamisierung der Finanzierung der Kinder-
tageseinrichtungen umzusetzen. Gleichzeitig hat die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege bereits in ihrer Bewertung der —ohne ihre Beteiligung entstandenen — Verein-
barung zwischen den kommunalen Spitzenverbanden in Nordrhein-Westfalen und dem Minister
fur Kinder, Familie, Flichtlinge und Integration tber Eckpunkte fir eine Reform des Kinderbil-
dungsgesetzes deutlich gemacht, dass die hier vereinbarten Finanzierungsansatze bei aller An-
erkennung fir die insgesamt auf dieser Basis bereitgestellten Mittel eine Auskdmmlichkeit Gber
die Gesamtkosten nicht sicherstellen kénnen. In der Folge missen die Trager der Tageseinrich-
tungen zur Sicherstellung der notwendigen Sachkosten des Betriebs der Einrichtungen die Per-
sonalkosten reduzieren, um Auskdmmlichkeit zu erzielen. Die dadurch nicht erreichte Qualitats-
entwicklung wird durch die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege aul3erst be-
dauert.
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Freie Wohlfahrtspflege NRW

Die langfristig gesicherte auskémmliche Refinanzierung der Kosten der Tageseinrichtungen fir
Kinder ist eine der zentralen Voraussetzungen fir die Sicherung und den angestrebten weiteren
Ausbau der Kindertagesbetreuung. Eine zweite Voraussetzung ist die strukturelle Absicherung
des Subsidiaritatsprinzips, um so die vielfaltige und plurale Tragerstruktur in Nordrhein-Westfalen
zu erhalten. Positiv ist festzuhalten, dass der Referentenentwurf in 8 4 Abs. 1 ausdriicklich den
Vorrang der Tragerschaft anerkannter Trager der freien Jugendhilfe geman § 4 Abs. 2 SGB VIII
benennt. Allerdings lassen die konkreten Regelungen z. B. zum Trageranteil in § 36 Abs. 2 des
Referentenentwurfes diesen Anspruch nicht erkennen. Auch hier hat die Freie Wohlfahrtspflege
zusammen mit den anderen freien Tragern bereits bei der Vorlage der oben genannten Eck-
punkte deutlich gemacht, dass eine einseitige Absenkung des Trageranteils fur Einrichtungen in
Tragerschaft eines ortlichen Tragers der offentlichen Jugendhilfe, die im Umfang von 3 % aus
Landesmitteln finanziert wird, nicht nachvollziehbar ist. In einer solchen Regelung sieht die Freie
Wohlfahrtspflege eine Gefahrdung der bisherigen Tragerstruktur, insbesondere dann, wenn Kom-
munen dazu Ubergehen, auf der Basis dieser Regelung ihrerseits die bisher vereinbarte freiwillige
Ubernahme der Trageranteile der freien Trager der Jugendhilfe einzuschranken oder aufzuge-
ben. Damit wird das in der Begriindung zum Referentenentwurf genannte Ziel des Erhalts der
Tragervielfalt geradezu konterkariert.

In diesem Zusammenhang weist die Freie Wohlfahrtspflege noch einmal ausdrucklich darauf hin,
dass auch bei einer als auskdmmlich unterstellten Refinanzierung der Kosten der Tageseinrich-
tungen durch Mittel der Kommunen und des Landes der Trager auf jeden Fall seinen eigenen
Trageranteil entsprechend den gesetzlichen Vorgaben in die Gesamtfinanzierung einzubringen
hat. Nach § 39 Abs. 1 des Referentenentwurfes kdnnen diese Trageranteile nicht, wie im benann-
ten Eckpunktepapier suggeriert, durch Riicklagenentnahme oder durch die Verwendung etwaiger
Uberschissiger Refinanzierungsanteile von Land und Kommunen refinanziert werden, sondern
sie sind in jedem Fall getrennt zu erbringen.

Ganz im Gegensatz zu der hier kritisierten einseitigen Absenkung des Trageranteils fiir Kinder-
tageseinrichtungen in kommunaler Tragerschaft sieht die Freie Wohlfahrtspflege es vor dem Hin-
tergrund des Grundsatzes des Vorrangs der freien Tragerschaft (§ 4 Abs. 2 SGB VIII) als mittel-
fristig notwendig an, grundsatzlich die Berechtigung von Trageranteilen fur eine Leistung zu Uber-
prifen, fiir den ein rechtlicher Anspruch gegen den Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe besteht.
Nur mit Blick auf die Gesamtfinanzierung der angestrebten Qualitéatsstandards, z. B. beziglich
der Personalausstattung halt die Freie Wohlfahrtspflege die Einforderung eines Trageranteils fir
noch hinnehmbar.

Bezogen auf diese Erfordernisse der Refinanzierung des Gesamtsystems lehnt die Freie Wohl-
fahrtspflege auch die grundsatzlich begriRenswerte Ausweitung der Elternbeitragsfreiheit auf ein
weiteres Kindergartenjahr ab. Soweit durch eine solche Mal3Bnhahme ein htheres Mal3 an sozialer
Gerechtigkeit und eine Verstarkung der Forderung benachteiligter Gruppen angestrebt werden,
lasst sich nach Meinung der Freien Wohlfahrtspflege derselbe Erfolg durch einen sozial gestaf-
felten landesweit einheitlichen Elternbeitrag erzielen. Die fur die Elternbeitragsfreiheit verwende-
ten Mittel sind dagegen dringend fiir die Absicherung der fachlich gewtinschten Qualitat notig.

Durch den nun vorgelegten Referentenentwurf soll ausweislich der Begriindung zum Entwurf der
guantitative Ausbau des Systems der Kindertagesbetreuung gesttitzt werden. Ein solcher Ausbau
wird mit Unterstitzung der freien Trager nur dann gelingen, wenn keine zusatzlichen Finanzbe-
lastungen auf die Trager zukommen und gleichzeitig die gewiinschte Qualitat der Tagesbetreu-
ung auch entsprechend auskdmmlich refinanziert ist.
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Freie Wohlfahrtspflege NRW

Vor diesem Hintergrund nimmt die Freie Wohlfahrtspflege zu einzelnen Regelungen des Refe-
rentenentwurfes wie folgt Stellung:

8 4 Abs. 1 Bedingter Vorrang freier Trager

Es wird begrifdt, dass der Referentenentwurf den Vorrang freier Trager nach § 4 Abs 2
SGB VIl ausdriicklich benennt. Zur Starkung dieses Grundsatzes schlagt die Freie Wohl-
fahrtspflege vor, diesen Vorrang in einem gesonderten Paragrafen aufzufihren. Dies ist
auch deshalb sinnvoll, da der Vorrang nicht klar durch den gesamten Entwurf fortgefuhrt
wird. Kritisch angemerkt wird in diesem Zusammenhang gleichfalls, dass die Formulie-
rung im zweiten Teil von Satz 2 ,soweit moglich® zu unspezifisch ist und hinsichtlich der
Feststellung des Mdglichen eine Reihe von Fragen aufwirft. Die Freie Wohlfahrtspflege
schlagt daher vor, deutlich zu machen, dass die Priifung ,was maoglich ist, die Beteiligung
der freien Trager vor Ort erfordert.

8 4 Abs. 3 Starkung der Bedarfsplanung

Die Starkung der Bedarfsplanung im Hinblick auf besondere Betreuungsbedarfe, auch in
Randzeiten und dariiber hinaus, wird positiv gesehen, gleichfalls der deutliche Hinweis
darauf, dass Platze fur wohnsitzfremde Kinder vorgehalten werden sollen, um so dem
Anspruch nach Vereinbarkeit von Familie und Beruf gerecht zu werden. Jedoch wird diese
Starkung in § 49 mit einer ,Kann-Regelung* aufgeweicht und ist nicht verbindlich geregelt.
Um diese Starkung an benannter Stelle nicht zu untergraben bedarf es einer konkreteren
Formulierung.

§ 6 Abs. 1 Starkung der Fachberatung

Der besonderen Bedeutung der Fachberatung und einer damit einhergehenden aus-
kémmlicheren Finanzierung, wie durch die Freie Wohlfahrtspflege seit Jahren gefordert,
wird im vorliegenden Entwurf Rechnung getragen und sehr begruif3t.

Klar formuliert werden muss an dieser Stelle der Bezug zu § 79a SGB VIII um einer Pa-
rallelstruktur zu den Angeboten der Fachberatung der freien Trager und dem Angebot der
offentlichen Jugendhilfe vorzubeugen und um die Tragerautonomie zu schitzen. In die-
sem Zusammenhang ist es wichtig, dass das in Abs. 1 beschriebene Profil der Fachbera-
tung des Jugendamtes inhaltlich und in der Umsetzung mit den Akteuren im Arbeitsfeld
vor Ort (u.a. auch mit den Spitzenverbanden) abgestimmt wird. So kann die Schnittstelle
der Fachberatung der Trager und der Fachberatung durch das Jugendamt konstruktiv
gestaltet werden. Hierzu sollte eine entsprechende Formulierung in das Gesetz aufge-
nommen werden.

Ansprechpartner fur die ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe sind nicht die Tages-
einrichtungen, sondern die Trager dieser. Dies muss aus der Formulierung hervorgehen.
Insofern muss in Satz 1 erganzt werden: ,Die Trager von Tageseinrichtungen...”

8 6 Abs. 2 Anbieter von Fachberatung

An dieser Stelle muss erkennbar werden, dass die Fachberatung auch weiterhin tber die
freien Trager erfolgt und verweisen in diesem Zusammenhang auf die konkretere Formu-
lierung in 8 47 Abs. 3 des Entwurfes.

§ 20 Abs. 2 Datenerhebung

Der letzte Satz konnte missverstandlich sein. Es sollte deutlich werden, dass hier von den
Kindern einer Familie, die in der Tageseinrichtung betreut werden, die Rede ist und nicht
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Freie Wohlfahrtspflege NRW

samtliche Kinder einer Familie in diesem Zusammenhang im Focus der Tageseinrichtung
stehen.

Teil 2 Forderung in Kindertagespflege

Bezlglich der Regelungen zur Kindertagespflege verweist die Freie Wohlfahrtspflege auf die Stel-
lungnahme des Landesverbandes fur Kindertagespflege NRW, insbesondere auf die Ausfihrun-
gen der Stellungnahme zu 8§ 22 Erlaubnis zur Kindertagespflege.

§ 27 Abs. 2 Offnungszeiten

Die Freie Wohlfahrtspflege regt an, die Uberschrift in ,Offnungszeiten und Betreuungszei-
ten in Kindertageseinrichtungen“ zu andern. Zwischen Offnungszeiten und Betreuungs-
zeiten besteht ein wesentlicher Unterschied, da sich die Betreuungszeiten im Rahmen der
Offnungszeiten bewegen, allerdings nicht mit diesen identisch sind. Dabei ist durch den
Trager sicher zu stellen, dass die Bestimmungen zur Personalbesetzung jederzeit umge-
setzt werden.

In Absatz 2 istim Vergleich mit den bisherigen rechtlichen Regelungen im dritten Satz der
folgende Halbsatz hinzugekommen: ,....die unterschiedlich auf die Wochentage verteilt
sein kdnnen®. Diese Formulierung sieht die Freie Wohlfahrtspflege in zweierlei Hinsicht
kritisch. Eine am Bildungsauftrag und am Kindeswohl orientierte Begrenzung der regel-
mafiig ungleichen taglichen Betreuungszeiten ist nicht erkennbar und Begrenzungen mit
Blick auf die Organisationsanforderungen (Sicherstellung der erforderlichen Personalbe-
setzung) fehlen.

Daher empfiehlt die Freie Wohlfahrtspflege, den aktuellen Wortlaut KiBiz 01.08.2008 813
Abs. 4 unverandert beizubehalten.

8 28 Personal

Ausreichend Personal, fiir die fachlichen Aufgaben gut qualifiziert und angemessen ver-
gutet, ist der entscheidende Qualitatsfaktor fir die Arbeit der Tageseinrichtungen. Hierzu
finden sich in § 28 gute Ansétze. Die Umsetzung ist allerdings ganz wesentlich davon
abhangig, dass das Gesamtsystem Tageseinrichtungen fur Kinder auskémmlich finanziert
ist. Hierbei missen alle Bestandteile der Kosten in Tageseinrichtungen angemessen be-
ricksichtigt werden (siehe hierzu auch die Anmerkungen zu § 33). Ganz wesentlich ist fur
die Trager in diesem Zusammenhang eine klare Beschreibung welche Mindestanforde-
rungen bei der Personalbesetzung zu erfiillen sind.

Die Formulierungen in Abs. 1 und Abs. 3 zur zukiinftigen Personalbesetzung in den Ta-
geseinrichtungen werfen allerdings mehr Fragen auf, als dass sie den Tragern Handlungs-
und Planungssicherheit bei der Personalbesetzung geben. Offensichtlich ist dies dem Um-
stand geschuldet, zwei, bei einem begrenzten finanziellen Rahmen, kontrare Ziele zu er-
reichen, ndmlich eine maximale verbindliche Personalbesetzung (2. Wert KiBiz a.F. + zu-
satzliche Stunden fir U3) und gleichzeitig eine hohe Flexibilitat bei der Bewirtschaftung
der Kindpauschalen fiir die Trager.

Hier sind Formulierungen hinsichtlich Leitungsfreistellungsstunden und Mindestfachkraft-
stunden gemaR der Tabelle in Anlage zu § 33 erforderlich, die verlasslich erkennen las-
sen, was von den Trégern als Mindestbesetzung erwartet wird.
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Freie Wohlfahrtspflege NRW

So ist in diesem Zusammenhang auch zu klaren wie die personelle Absicherung von Aus-
fallzeiten (8 33 Satz 5) erfolgen soll. Die meisten Trager werden im Rahmen der zur Ver-
figung stehenden Finanzierung nicht in der Lage sein, entsprechendes Personal zusatz-
lich vorzuhalten. Daher muss unter Berlicksichtigung des Fachkréftemangels der Umgang
mit dieser Situation geklart werden.

Nur so kann die erforderliche Sicherheit dazu hergestellt werden, ab wann ein Trager sich
darauf einstellen muss, dass ggf. gem. 8 36 Abs. 4 die Rickforderung von Fordermitteln
droht.

In Abs. 4 wird Uberdies behauptet, dass die erforderlichen Personalkraftstunden fir die
individuellen Verfligungszeiten zur Verfugung gestellt werden. 10% auf die Betreuungs-
zeiten stehen hierfir zur Verfigung. Nach fachwissenschaftlichen Erkenntnissen ware
hier allerdings das Doppelte (20 %) angemessen (z. B.: Susanne Viernickel / Iris Nentwig-
Gesemann, u.a. (2013) Forschungsbericht; Schlissel zu guter Bildung — Bildungsaufga-
ben, Zeitkontingente und strukturelle Rahmenbedingungen in Kindertageseinrichtungen,
Paritatischer Gesamtverband (Hrsg), Berlin 2013). Bleibt es bei 10% Verflgungszeit
schréankt dies die Mdglichkeiten, die in Abs. 4 beschriebenen Aufgaben wahrzunehmen,
ein. Die Freie Wohlfahrtspflege schlagt daher, sofern die notwendige bessere Bertcksich-
tigung der Verfligungszeiten als nicht realisierbar angesehen wird, folgende Formulierung
vor: ,Die Finanzierung aus dem Kindpauschalenbudget sichert auch Personalkraftstunden
fur die individuelle Vor- und Nachbereitungszeit im Umfang von 10% der Betreuungs-
zeit,...."

e 8§29 Leitungsfreistellung
Die in 8§ 29 vorgesehene Leitungsfreistellung ist grundsatzlich zu begriiRen. Aber auch
hier gilt der Hinweis, dass nur ein insgesamt auskdmmlich finanziertes System eine Um-
setzung erlaubt.

e 8§33 Kindpauschalenbudget

Die Anlage zu 8§ 33 Abs. 1 weist die den jeweiligen Betreuungszeiten zugeordneten Kind-
pauschalen, sowie die moglichen Gesamtpersonalstunden aus. Wie bereits mehrfach be-
tont, steht und fallt die Stabilitat und Qualitat des Kita Systems mit der Auskdmmlichkeit
der Kindpauschalen fir die mit dem Betrieb verbundenen Kosten. Neben den Personal-
kosten gehdren hierzu auch die Sachkosten inklusive Verwaltungsaufwand und Erhal-
tungsaufwand.

Die Personalkosten sind nach Einschatzung der Freien Wohlfahrtspflege auf das Gesamt-
system bezogen (10.000 Einrichtungen) gut berechnet. Allerdings muss an dieser Stelle
darauf hingewiesen werden, dass die Finanzierung mittels Pauschalen auf Durchschnitts-
werte zielt und daher noch keine Aussage dazu ermdglicht, inwieweit Trager mit ungins-
tigen Kostenstrukturen (erfahrenes und im Rahmen des TV8D SuE ausgesteigertes Per-
sonal) mit dieser Finanzierung zurechtkommen.

Bei den Sachkosten stellt die Freie Wohlfahrtspflege fest, dass hier ein Defizit von 570
Millionen Euro besteht. Die in der Anlage nochmals beigefiigte Ubersicht zur Berechnung
der Sachkosten fiir den Bereich der Kindertageseinrichtungen macht deutlich, dass ein
mit 10% der Gesamtkosten unterstellter Sachkostenanteil bei Weitem nicht auskdmmlich
ist.

Heterogene Kostenstrukturen und die deutliche Unterfinanzierung der Sachkosten ma-
chen aus Sicht der Freien Wohlfahrtspflege ein hohes Maf3 an Flexibilitat in der Personal-
besetzung erforderlich. Dies ist in den vorliegenden Regelungen zur Personalbesetzung
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Freie Wohlfahrtspflege NRW

in § 28 nicht klar erkennbar (vgl. die Ausfuhrungen zu § 28). Damit besteht fur die Trager
ein hohes Risiko der Ruckforderung von Férdermitteln (§ 36 (4)).

Im Interesse der Qualitat in den Einrichtungen (Strukturqualitat) muss daher eine aus-
kommliche Finanzierung Uber alle Kostenarten sichergestellt werden oder aber unter Be-
ricksichtigung der Unterfinanzierung eine ausreichende Flexibilitat bei der Verwendung
der Kindpauschalen verlasslich hergestellt werden.

Die Analyse der Entwicklung der Kindpauschalen zeigt, dass im Gruppentyp 1ll, 45 Std.
die Ressourcen, bezogen auf die Berechnungen zur Auskémmlichkeit, um rund 2,5% ge-
kirzt werden. Davon sind auch die Kinder mit besonderem Forderbedarf betroffen, fir die
Fachleute / das Jugendamt, eine Betreuungsdauer von 45 Std. in einer Tageseinrichtung
empfehlen, weil eine angemessene Forderung der Kinder im eigenen Elternhaus nicht
mdglich ist. Die Verschlechterung der Ressourcen fir diesen Gruppentyp ist fur die FW
nicht nachvollziehbar. Fachlich und sachlich angemessen ware eine analoge Verbesse-
rung der Standards in den Gruppentypen I, 45 Std. und I, 45 Std.).

Schlieflich ist noch darauf hinzuweisen, dass die in der Begriindung zur

Anlage zu § 33 dargestellten Personalschlissel nicht passen. Die Personalschliissel wur-
den auf der Grundlage der Gesamtpersonalkraftstunden gem. Anlage zu § 33 berechnet.
Tatsachlich sind aber die in Personalkraftstunden ausgedriickten "Sonstigen Personal-
kosten" (Vertretung, Fort- und Weiterbildung, Berufspraktikant*innen, Abfindungen etc.)
keine realen zusatzlichen Personalkraftstunden, die den Personalschliissel verbessern.
Werden die ,sonstigen Personalkosten® herausgerechnet verschlechtern sich die in der
Begriindung genannten Personalschliissel um durchschnittlich 1:0,4.

e 835 Eingruppige Einrichtungen und Waldkindergartengruppen

In den Abséatzen 1+2 werden die auch schon nach altem Recht méglichen zusatzlichen
Pauschalen in H6he von 15.000 Euro fiir eingruppige Einrichtungen und Waldkindergar-
tengruppen fortgeschrieben.

Es ist nicht nachvollziehbar, wieso die bis zu 15.000,- Euro fur eingruppige Einrichtungen
immer noch an den Stichtag 28.02.2007 gebunden sind. Der besondere Unterstiitzungs-
bedarf ergibt sich aus den besonderen Herausforderungen der eingruppigen Einrichtun-
gen und damit auch fur die wenigen eingruppigen Einrichtungen, die nach dem
28.02.2019 entstanden sind.

Da es sich bei diesen Betragen Uberwiegend um Zuschiisse zu Personalkosten handelt,
ist nicht nachvollziehbar, warum eine der Personalkostenentwicklung angemessene An-
passung dieser Pauschalen nicht erfolgt. Insbesondere bei den Waldkindergéarten muss
an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass diese im Vergleich zu den Ubrigen Ein-
richtungen deutlich héhere Personalanforderungen gewahrleisten missen. Hier ist eine
angemessene Anpassung unbedingt erforderlich.

e 8§36 Jugendamtszuschuss und Trageranteil

In Abs 2 werden die Finanzierungsanteile der Trager ausgewiesen. Wie schon in anderen
Zusammenhangen erklart und insbesondere im Zusammenhang mit § 4 Abs 1 lehnt die
Freie Wohlfahrtspflege die auch mit Landesmitteln erfolgte Trageranteilabsenkung fir
Kommunale Einrichtungen ab.

Hier ware es aus Sicht der Freien Wohlfahrtspflege richtig und angemessen, Finanzie-
rungsanteile fur alle Trager deutlich abzusenken und perspektivisch ganz abzuschaffen.

Seite 6 von 10

Gemeinsam fiir ein soziales Nordrhein-Westfalen

S " Deutsch ) .
Ao ‘4"\' == PARITAT + Eﬁi'ei" °*  Diakonie 53 &P
caritas [P reuz Judische

Gemeinden




Freie Wohlfahrtspflege NRW

e 837 Anpassung der Finanzierung

Dass in Zukunft die Anpassung der Pauschalen auf der Grundlage der aktuellen Kosten-
entwicklungen indexbasiert erfolgen soll wird ausdriicklich begruf3t. Allerdings handelt es
sich nicht wie sonst bei betriebswirtschaftlich kalkulierten Entgelten tblich um eine pros-
pektive Betrachtung, die die zu erwartende Kostensteigerung beriicksichtigt, sondern um
eine nachgelagerte Anpassung, die dazu fiihrt, dass die Trager die Kosten jeweils fiir ein
Jahr vorfinanzieren.

e 839 Verwendungsnachweis

Die Freie Wohlfahrtspflege begriifit die Integration der zuséatzlichen U3 Pauschalen und
Verfugungspauschalen (incl. Dynamisierung) in die Kindpauschalen und, dass damit die
separaten Nachweisverfahren wegfallen. Gleichzeitig kommen fur zusatzliche Fordertat-
bestande neue Nachweisverfahren hinzu. Unter dem Strich bleibt es dabei im Abgleich
mit dem KiBiz in der alten Fassung bei 11 separaten Nachweisanforderungen. Weitere
Vereinfachungen waren wiinschenswert, um den birokratischen Aufwand zu verringern.
Kritisch sieht die Freie Wohlfahrtspflege die unter Punkt 4 eingefiihrte Begrenzung der
Verwaltungskosten auf maximal 3% der Gesamtjahresbasisforderung. Grundséatzlich ist
zu fordern, dass der fir einen Betrieb notwendige Verwaltungsaufwand auch finanziert
werden muss. Dabei muss kritisch darauf hingewiesen werden, dass der Referentenent-
wurf zwar eine Abrechnung von Verwaltungskosten in Hohe von 3% vorsieht, diese Mittel
aber im kalkulatorischen Ansatz nicht enthalten sind. Fir die Freie Wohlfahrtspflege ist
nicht nachvollziehbar dass diese Kosten zu Lasten der Trager gehen und somit einen
weiteren Grund fiur die mangelnde Auskdmmlichkeit des neuen Finanzierungssystems
darstellen.

e 840 Ricklagen

Die Formulierung in Absatz 1 ist aus unserer Sicht missverstandlich. Danach koénnte der
Eindruck entstehen, dass bei Tragern die gleichzeitig Eigentimer sind, nur die Bildung
einer Investitionsriicklage maoglich ist. Von daher wirden wir vorschlagen, den Satz klarer
zu formulieren: ... sind einschliellich des Trageranteils gemaf § 36 Absatz 2 einer Be-
triebskostenriicklage und bei Tragern, die Eigentimer oder diesem wirtschaftlich gleich-
gestellt sind, der Betriebskostenriicklage oder Investitionsriicklage zuzufihren.

Grundsatzlich begrifRen wir, dass fur Kitas, die sich im Eigentum des Trégers befinden
bzw. wo die Trager dem Eigentimer gleichgestellt sind, vom Gesetzgeber die Bildung
einer Investitionsricklage zum Erhalt des Gebaudes vorgesehen ist. Der Begriff ,Investi-
tionsrucklage® erweckt den Eindruck, dass aus dieser Ricklage heraus nur MaRnahmen
realisiert werden kbnnen, die aktivierungsfahig sind. Dies wiirde u.a. gré3ere Sanierungs-
mafnahmen, die buchhalterisch als Instandhaltung zu erfassen sind nicht beriicksichti-
gen. Von daher wirden wir es begrif3en, wenn an geeigneter Stelle noch klarstellend
erlautert wird, dass aus dieser Ricklage sowohl Investitionen, als auch MaRhahmen zur
Instandhaltung des Gebaudes bestritten werden kénnen.

Seite 7 von 10

Gemeinsam fiir ein soziales Nordrhein-Westfalen

S " Deutsch ) .
Ao ‘4"\' == PARITAT + Eﬁi'ei" °*  Diakonie 53 &P
caritas [P reuz Judische

Gemeinden




Freie Wohlfahrtspflege NRW

Die tragerbezogene Verwendung der Riicklage begriiRen wir ausdriicklich. Diese Formu-
lierung ist unverandert aus dem aktuell geltenden KiBiz tibernommen worden. In der Pra-
xis hat sich gezeigt, dass diese Regelung, gerade bezogen auf den jugendamtstibergrei-
fenden Einsatz, faktisch ins Leere lauft. Mit Blick auf die Trager, die in Ihrer Zustéandigkeit
mit mehreren Jugendamtern zusammenarbeiten, ware es von Vorteil, wenn die Formulie-
rung klarstellend dahingehend erganzt wirde, dass der trdgerbezogene Einsatz, zumin-
dest der aus Landesmitteln finanzierten Ricklagen, auch Jugendamtstibergreifend
erfolgen kann.

Ein erganzender Hinweis, dass die zum 31.07.2020 bestehenden Rucklagen in die Be-
triebskostenricklage bzw. bei Eigentimern in die Betriebskostenriicklage und die Inves-
titionsrucklage zu tberfihren sind, sollte ins Gesetz aufgenommen werden. Dabei halten
wir es fur sinnvoll, die Ricklagenbegrenzung zum 31.07.2020 ein weiteres Jahr auszu-
setzen. Eigentumseinrichtungen, die in der Lage waren, Gelder fiir notwendige Investitio-
nen anzusparen, werden somit nicht gezwungen Investitionen bis zum 31.07.2020 durch-
zufiihren, sondern kdnnten Investitions- und Erhaltungsmafnahmen biindeln und lang-
fristig planen.

e 8842 -43 Familienzentren
Die Erhéhung der Zuschisse auf 20.000€ pro Familienzentrum ist positiv zu bewerten,
wird jedoch vor dem Hintergrund stetig steigender Anforderungen, die auch deutlich im
Entwurf formuliert sind, notwendig. Hier ware im Rahmen einer Evaluation die dauerhafte
Auskdmmlichkeit, besonders unter Berticksichtigung von Qualitédtsaspekten und Nachhal-
tigkeit, zu prufen.

o 8844 —45pluskKITAs

Die Vorgabe, eine sozialpadagogische Fachkraft mit einem Umfang von mindestens einer
halben Stelle zu beschaftigen wird positiv gesehen. Neben dem Focus auf besondere
Erfahrungen im Bereich der alltagsintegrierten Sprachforderung sollten weitere Aspekte
der frihkindlichen Bildung, Betreuung und Erziehung gleichrangig Bedeutung finden, um
die Kinder ihren individuellen Bedarfen entsprechend zu férdern.

Die Dauer der Forderung von Tageseinrichtungen, die im Rahmen der Sprachférderung
5.000 Euro erhalten, geht nicht aus dem Text hervor. Eine Aussage dazu, ob es sich um
eine dauerhafte Férderung, oder um eine Ubergangsfinanzierung handelt erscheint not-
wendig, um den Tragern Planungssicherheit zu bieten.

e 846 Zusatzliche Finanzierung von Ausbildung

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege begriu3t, dass der Referen-
tenentwurf erstmalig ausdricklich eine zusatzliche Finanzierung zur Starkung der Ausbil-
dung von Fachkréften enthéalt und durch diese MalRnahme die notwendige Gewinnung
von Fachkraften unterstitzt.
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Freie Wohlfahrtspflege NRW

e 847 Forderung von Fachberatung

Die padagogische Fachberatung der Trager und Einrichtungen ist, neben der Fort- und
Weiterbildung, ein Bestandteil um die qualitative Arbeit in den Tageseinrichtungen zu si-
chern und weiterzuentwickeln. Die im Entwurf bezifferten Mittel sind als ein erster Schritt
zur Unterstitzung dieses fachlichen Angebotes durch die freien Trager zu begriif3en, um
die Beratung der Trager und deren Einrichtungen qualitativ weiterzuentwickeln und ge-
meinsam mit den Akteuren vor Ort zu gestalten.

e 8§47 Abs. 3 Weiterleitung der finanziellen Mittel

Die Mdoglichkeit der Weiterleitung der Mittel Gber die oOrtliche Jugendhilfe an die Trager
und Uber diese an die Verbande wird begrif3t. Fir die freien Trager hat sich die Fachbe-
ratung in den regional bekannten Strukturen Uber die Verbande bewéhrt. Die einzelnen
Verbande auf spitzenverbandlicher, ortlicher und Gberortlicher Ebene kdnnen auf lang-
jahrige Erfahrungen in diesem Feld zuriickgreifen und bieten Tragern mit ihren Einrich-
tungen professionelle Begleitung und Unterstitzung in den verschiedenen Handlungsfel-
dern.

e 8§48 Abs. 1 Zuschuss zur Flexibilisierung
Im Rahmen der Flexibilisierung beschreibt der Entwurf, dass bei Offnungszeiten, die tiber
50 Stunden wochentlicher Betreuungszeit hinausgehen, ein Zuschuss gezahlt wird.
Dadurch waren die Differenzstunden zur aktuell maximal geférderten Betreuungszeit von
45 Stunden nicht refinanziert. An dieser Stelle bedarf es einer finanziellen Lésung, die
nicht zu Lasten der Trager geht.
Es muss geprift werden, ob die Zuschisse fiur z. B. Betreuungsangebote am Wochen-
ende oder an Feiertagen finanziell ausreichend sind um die zusatzlich anfallenden Perso-
nalkosten in Form von Zulagen abzudecken.

e 8§50 Elternbeitragsfreiheit

Die Entlastung der Familien in Nordrhein-Westfalen durch ein weiteres beitragsfreies Kin-
dergartenjahr ist generell zu begriRen, jedoch unter Berlicksichtigung der aktuellen Er-
fordernisse, eine auskdmmliche Gesamtfinanzierung zur qualitativen Weiterentwicklung
der Arbeit in den Tageseinrichtungen herzustellen, nicht zu verantworten. Eine Entlastung
der Familien hatte auch durch landeseinheitliche und sozial vertragliche Elternbeitrage
erreicht werden kénnen, um die Mittel des ,Gute-Kita-Gesetzes* in die Verbesserung von
fachlichen Standards und in die Qualitat der frihen Bildung und Férderung der Kinder in
den Tageseinrichtungen flieBen zu lassen.

e 851 Elternbeitrage

Vor dem Hintergrund der Chancengerechtigkeit und Teilhabe aller Kinder in Nordrhein-
Westfalen sind landeseinheitliche und sozialvertraglich gestaffelte Elternbeitrdge unum-
ganglich. Das Land und die Kommunen stehen hier in der Verantwortung die Beitrage so
zu gestalten, dass fur alle Familien eine Teilhabe gesichert ist.
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Anlage

w

§ 51 Abs. 1 Weitere Teilnahmebetrage

In Abs. 1 werden aul3er Beitrdgen der Eltern flir Mahlzeiten weitere Teilnahmebetrage
ausgeschlossen. Da fur Elterninitiativen wesentlich ist, dass sie den Trageranteil in Hoéhe
von 3,4% durch Elternbeitrage aufbringen, muss dies im Kontext des § 51 verlasslich ge-
regelt werden.

8§ 55 Abs. 2 Zweckbindung

Die Befreiung von allen Zweckbindungen aus einer Investitionsforderung wird begrifit, da
dies den Tragern den notwendigen Spielraum ertffnet, auf die aktuellen Betreuungsbe-
darfe vor Ort zu reagieren. Eine Befreiung der Zweckbindung von Investitionsmitteln die
seit 2008 im Rahmen des U3-Ausbaus geflossen sind, wiirde dies dartiber hinaus unter-
stutzen und der systematischen Uberbelegung, bedingt durch die vorgegebene Aufnahme
von sechs Kindern unter drei Jahren im Gruppentyp |, vorbeugen.

§ 55 Abs. 5 Evaluation

Eine Evaluation der Finanzierung der Kindertagesbetreuung wird als notwendig erachtet
um einer kunftigen Schieflage des Finanzierungssystems zu Lasten der Trager rechtzeitig
vorzubeugen. Diese Schieflage gilt es zu vermeiden, bzw. muss diese behoben werden,
um dem Anspruch auf qualitative Bildung, Betreuung und Erziehung fir die Kinder in den
Kindertageseinrichtungen gerecht zu werden.

Gleichzeitig fordert die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, die Eva-
luation nicht auf die Finanzierung zu beschrénken, sondern auch die Strukturen des Ge-
samtsystems der Kindertagesbetreuung in Nordrhein-Westfalen in diese Uberlegung mit
einzubeziehen (z.B. Erhalt der Tragervielfalt).

Bewertung der Auskémmlichkeit — Berechnung der Sachkosten fir Kindertageseinrich-
tungen

Ermittlung der Sachkostenbedarfe auf Grundlage einer Stichprobenerhebung durch die
Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege

Sachkostenarten

Bewertung der Berechnung des Landes NRW zur Gewaéhrleistung von auskémmlichen
Kindpauschalen im KiTa-Jahr 2020/21

Dusseldorf, den 28.05.2019
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Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande Nordrhein-Westfalen

Stad

Nordrhein-Westfalen

ordRhein-WesTFalen

Landtag Nordrhein-Westfalen

Vorsitzender des Ausschusses Familie, Kinder und Jugend
Postfach 10 11 43

40002 Dusseldorf

AusschlieRlich per E-Mail: anhoerung@landtag.nrw.de

Stellungnahme zum Gesetz zur qualitativen Weiterentwicklung der frithen
Bildung, Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/6726 (Neu-
druck) sowie zum EntschlieBungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, Drucksache 17/6838

Sehr geehrte Damen und Herren,

fir die mit Datum vom 11.07.2019 erfolgte Einladung zur Stellungnahme zum
Gesetz zur Weiterentwicklung der friihen Bildung sowie zum EntschlieSungs-
antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bedanken wir uns herzlich. Die
Gelegenheit zur Stellungnahme nehmen wir hiermit gerne wahr.

Bevor wir zu einzelnen Regelungen des Gesetzentwurfs ausfihrlicher Stellung
nehmen, mochten wir einige grundsatzliche Vorbemerkungen voranstellen:

Mit dem Gesetzentwurf erfolgt u. a. eine Umsetzung der Vereinbarung zwi-
schen dem Minister fiir Kinder, Familie, Fliichtlinge und Integration des Landes
Nordrhein-Westfalen und den kommunalen Spitzenverbdnden Nordrhein-
Westfalen. Diese Umsetzung ist als grundsatzlich gelungen zu bewerten. Her-
vorzuheben ist, dass mit dem Gesetz die gemeinsam vereinbarten Eckpunkte
bis auf eine aus Sicht der kommunalen Spitzenverbande vertretbare haushal-
terische Anderung beim Punkt ,Flexible Offnungszeiten/Betreuung in Randzei-
ten“ vollstandig umgesetzt werden.

Fiir die kommunalen Spitzenverbande war die Vereinbarung vom 8. Januar
2019 ein Kompromiss, der mit erheblichen kommunalen Mehrbelastungen ein-
hergeht und die Kommunen teilweise bis an die Grenze der Leistungsfahigkeit
belastet. Dennoch haben sie dem Ministerium fir Kinder, Familie, Fliichtlinge
und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen (MKFFI) Spitzenverbédnde
nach schwierigen Verhandlungen die Hand gereicht, weil sie die Notwendigkeit
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sehen, die Qualitat und Planungssicherheit im Bereich der Kinderbetreuung und der frihkindlichen Bil-
dung im Interesse der Kinder, der Eltern, der Beschaftigten und der Trager zukinftig dauerhaft zu ver-
bessern.

Abweichend zur Vereinbarung ist beim Vereinbarungsgegenstand ,Flexible Offnungszeiten/Betreuung
in Randzeiten” vorgesehen, dass die bis zu 100 Mio. Euro an Mitteln hierfiir jahrlich stufenweise und
aufwachsend zur Verfugung gestellt werden. Ab dem Kindergartenjahr 2020/2021 sollen dabei zunéchst
40 Mio. Euro jahrlich, ab 2021/2022 60 Mio. Euro jahrlich und bis 2022/2023 schlieBlich 80 Mio. Euro
jahrlich bereitgestellt werden. Die Kommunen beteiligen sich hieran mit 20 Prozent. Aus kommunaler
Sicht ist die vorgesehene stufenweise bzw. aufwachsende Erweiterung der Betreuungsangebote in
Randzeiten und der Offnungszeiten vertretbar. Die Jugendamter kénnen den konkreten Bedarf vor Ort
ermitteln und gegebenenfalls auch auf der Basis bereits existierender Strukturen entsprechende Ange-
bote fir Kinder und Familien perspektivisch stufenweise zur Verfiigung stellen bzw. diese ausbauen.

Die Regelungen, die die Umsetzung des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualitat und Teilhabe in
der Kindertagesbetreuung (KiTa-Qualitats- und -Teilhabeverbesserungsgesetz — KiQuTG) betreffen, sind
in grolRen Teilen ebenfalls positiv zu sehen, da sie qualitative Verbesserungen bei der Kinderbetreuung
ermoglichen. Hierzu gehoren u.a.: Die Erhéhung der Mittel des Landes fiir die Familienzentren auf
20.000 Euro pro Kita-Jahr (bisher 13.000 Euro), die finanzielle Férderung der Fachberatung, die Erho-
hung des Landeszuschusses fiir die Kindertagespflege auf 1.109 Euro je Kind (bisher rund 780 Euro),
wobei die beiden Betreuungsformen unserer Auffassung nach weiter angeglichen werden miissen. Zu-
dem die in §§ 42 bis 48 des Gesetzentwurfs beschriebenen MaRRnahmen der Landesférderung zu Quali-
tatsentwicklung. Hierunter fallen z. B. die Zuschisse fiir die praxisintegrierte Ausbildung und Berufsprak-
tikantinnen bzw. -praktikanten, Mittel fiir die Flexibilisierung der Angebote und regelmaRige Fortbildun-
gen in der Kindertagespflege.

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass das Risiko wegfallender Bundesmittel alleine vom Land zu tragen
ist, sollte der Bund sein Engagement nach dem Jahr 2022 nicht fortsetzen. Die Kommunen sind Gber ihre
Beitrdge zur Herstellung der Auskdmmlichkeit hinaus nicht dazu in der Lage, die vorgesehenen Qualitats-
verbesserungen perspektivisch mitzufinanzieren. Wir unterstiitzen entsprechende Bemiihungen der
Landesregierung, beim Bund eine dauerhafte Finanzierung dieser Qualitdtsverbesserungen zu errei-
chen.

Die weiteren inhaltlichen Regelungen des Gesetzes sind aus kommunaler Sicht einer genauen Prifung
zu unterziehen. Bereits mit der Umsetzung der Eckpunkte sind erhebliche Mehrbelastungen der Kom-
munen verbunden. Kommunen werden auf dieser Grundlage vielerorts trotz angespannter Haushalts-
lage deutlich mehr finanzielle Verantwortung fiir eine gesellschaftspolitisch besonders relevante Auf-
gabe Gbernehmen. Diese finanzielle Verantwortung der Kommunen verbinden wir mit der Erwartung,
dass mit dem vorliegenden Referentenentwurf keine zusatzlichen Belastungen verbunden sein werden.
Mit Blick auf einige Regelungen des Gesetzentwurfs kann nicht von vornherein ausgeschlossen werden,
dass durch diese ein zusatzlicher finanzieller Aufwand bei den Kommunen entsteht. Daher behalten sich
die kommunalen Spitzenverbande — sollten sich spater entsprechende Erkenntnisse — etwaige konnexi-
tatsrechtliche Anspriiche vor.

Kritisch sehen wir insbesondere, dass Regelungen aus dem SGB VIlI, z. B. die §§ 79a und 80 SGB VIII, mit
teils verandertem Wortlaut Eingang in das Gesetz zur friihen Bildung und Férderung von Kindern (Kin-
derbildungsgesetz - KiBiz) - Viertes Gesetz zur Ausfiihrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes - SGB VII|
- finden sollen. Jegliche Verscharfungen und Standardsetzung lehnen die kommunalen Spitzenverbande
ab.



Weiterhin kritisch wird die vorgesehene Regelung zu Ausweitung der Elternbeitragsfreiheit um ein weiteres
Kindergartenjahr gesehen. Diese in Zusammenhang mit dem sogenannten Pakt flir Familien von der Lan-
desregierung ebenfalls am 08.01.2019 erstmals angekiindigte MaRRnahme war ausdrticklich nicht Bestand-
teil des mit den kommunalen Spitzenverbanden Nordrhein-Westfalen vereinbarten Eckpunktepapiers.
Auch wenn es sich um eine aus Sicht der Familien bzw. Eltern und deren Kindern begriilRenswerte MaR-
nahme handelt, ware es sinnvoller gewesen, diese zusatzlichen Mittel in die Qualitat von Kindertagesein-
richtungen zu investieren. Wir weisen auch darauf hin, dass die Einflihrung des zweiten beitragsfreien Kita-
Jahrs voraussichtlich zu einem steigenden Nachfrageverhalten der Eltern fihren wird.

Als dulRerst problematisch werden auch die notwendigen Vorlaufzeiten bewertet: Ein Zeitraum bis zur Lan-
desmeldung am 15.03.2020 wird als zu kurz erachtet, um die notwendigen Beteiligungsprozesse und Be-
schliisse zur Umsetzung der Anforderungen an die Jugendhilfeplanung und zur Definition und Umsetzung
der neuen Regelungen im Bereich der Qualitdtsentwicklung vorzunehmen. Da die entsprechenden Be-
schlisse eine langerfristige Bindung beinhalten, sollten sie zudem nicht tibereilt unter Zeitdruck und gefasst
werden miissen. Hier wire daher ggf. eine Ubergangsregelung sinnvoll. Vorstellbar wére hier beispiels-
weise, dass zur Struktur der Platzsituation eine Meldung wie zum 15.03. vorgesehen erfolgt, fir Plus-Kitas,
Sprachférderung, Familienzentren, flexible Offnungszeiten etc. aber eine Beschlussfassung beispielsweise
erst zum 15.05. notwendig wird.

Des Weiteren erlauben wir uns darauf hinzuweisen, dass durch die zahlreichen Terminvorgaben zu den
Zuschuissen des neuen KiBiz-E, siehe z.B. § 33 Abs. 4 Satz 2, § 33 Abs. 5 Satz 3, § 39 Abs. 1 Satz 2, § 39 Abs.
3,846 Abs. 1, § 47 Abs. 2, § 48, § 49 und § 51 Abs. 2, ein nicht unerheblicher biirokratischer Aufwand bei
den Jugendamtern entsteht.

Zu den Regelungen im Einzelnen:
§ 4 KiBiz-E

Die Jugendamter sind zur Entwicklung eines bedarfsgerechten Betreuungsangebotes in Tageseinrichtungen
und Kindertagespflege verpflichtet. Die Kommunen kdénnen aktuell vielerorts allerdings ein bedarfsgerech-
tes Angebot nicht garantieren. Vor allem im Bereich der Kindertagespflege konnen mit den fast ausschlieR-
lich selbstandig tatigen Tagespflegepersonen nicht alle Zeiten abgedeckt werden, da diese selbst ihre Ar-
beitszeiten bestimmen. In Zeiten des Fachkraftemangels in erzieherischen Berufen lassen sich fiir Randzei-
ten nicht in jeder Kommune geeignete Fachkrafte finden.

In § 4 Abs. 1 KiBiz-E

soll hinter Satz 1 zukiinftig folgender Satz 2 eingefligt werden: ,Dabei ist der Vorrang der Tragerschaft an-
erkannter Trager der freien Jugendhilfe gemaR § 4 Abs. 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch — Kinder- und
Jugendhilfe — in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBI. | S. 2022) in der jeweils
geltenden Fassung, soweit moglich zu berlcksichtigen.” Dieser Satz sollte ersatzlos gestrichen werden. Der
Hinweis auf das Subsidiaritatsprinzip gehort systematisch gesehen nicht zur Bedarfsplanung und Bedarfser-
mittlung. Die friihzeitige Beteiligung der anerkannten Trager der freien Jugendhilfe durch die Trager der
ortlichen Jugendhilfe in allen Phasen ihrer Planung ergibt sich zudem bereits unmittelbar aus § 80 Abs. 3
Satz 1 SGB VIIL.



§ 4 Abs. 2 KiBiz-E

sieht als neue gesetzliche Festlegung einen jahrlich fortzuschreibenden Bedarfsplan mit einer mehrjahrigen
zeitlichen Perspektive vor, der auf Bestand, Bedarf und MalBnahmen der Kindertagesbetreuung in Kinder-
tageseinrichtungen und Kindertagespflege abzielt und auch besondere sozialrdumliche und zielgruppenori-
entierte Bedarfe beriicksichtigt. Auch wenn es fiir die Kommunen bislang schon Teil ihrer Praxis ist, dass die
ortliche, kontinuierliche Planung der Kindertagesbetreuung regelmaRig in Jugendhilfe

planen niedergelegt und veroffentlicht wird (z. B. auch in Form von Statusberichten, Beschlissen des Ju-
gendhilfeausschusses zur Ausbauplanung im kommenden Kindergartenjahr und zur Einrichtung neuer Fa-
milienzentren, Beschliissen zur Festlegung von Zielquoten der Ausbauplanung etc.), werden hier erstmals
jahrliche, umfangreiche Planungswerke mit konkret definierten Inhalten normiert. Die Jugendamter sollten
demgegeniiber bei der Bedarfsplanung und Ermittlung einen angemessenen Gestaltungspielraum haben.
Eine zeitliche und inhaltlich detaillierte Vorgabe, wie sie der Gesetzentwurf vorsieht, ist daher abzulehnen.
Wir schlagen vor, die Regelung insgesamt zu streichen oder aber das Wort ,jahrlich” in Satz 1 durch das
Wort ,regelmaRig” zu ersetzen.

§ 4 Abs. 3 KiBiz-E

unterstreicht zudem noch, dass sich das Angebot der Kindertagesbetreuung an den Bedarfen der Familien
ausrichten und ihren Wiinschen hinsichtlich des Betreuungsumfangs entsprechen soll. Bei der Planung sol-
len auch Betreuungsbedarfe in den Morgen- und Abendstunden sowie an Wochenend- und Feiertagen so-
wie in den Ferienzeiten berlicksichtigt werden, sowie sozialrdumliche Besonderheiten wie die addquate
Versorgung von sozial oder wirtschaftlich benachteiligten Bevolkerungskreisen und besondere Angebote
wie Familienzentren oder plusKITAS. Die vorgesehene jahrliche Bedarfsplanung hat also insbesondere auch
auf Offnungszeiten, sozialrdumliche Versorgungslagen und die Themenstellung ,,Armut und Bildung” abzu-
stellen.

Auch wenn die Notwendigkeit einer differenzierten Angebotsplanung wie beispielsweise von Familienzen-
tren und plusKITAS nachvollziehbar ist, so werden auch hier sehr konkrete Anforderungen an die Planung
gestellt und enge Vorgaben gemacht. Mit Blick auf § 4 Abs. 3 Satz 2 KiBiz-E ist unklar, was mit der Vorhaltung
,verlassliche[r] Angebote in der Kindertagespflege” gemeint ist. Auch wenn die Einbeziehung der Kinderta-
gespflege in die Jugendhilfeplanung grundsatzlich sinnvoll ist, stellt sich die Frage, ob und wie dies bezogen
auf auch kiinftig wohl hauptsachlich selbstandig arbeitende Tagespflegepersonen moglich sein soll. Wir re-
gen daher an, § 4 Abs. 3 Satz 3 um den Passus ,Nach Moglichkeit” zu erganzen, mithin die Vorschrift wie
folgt zu fassen: ,,Nach Maoglichkeit sind bei der Planung auch Betreuungsbedarfe in den Morgen- und Abend-
stunden sowie an Wochenenden und Feiertagen und in den Ferienzeiten zu berlicksichtigen.”

Wir mdchten weiterhin darauf hinweisen, dass die mit dem Gesetzentwurf verbundene Ausweitung des
Wunsch- und Wahlrechts unserer Einschatzung nach zudem in Widerspruch zur Regelung in § 33 Abs. 3 Satz
1, dem maximalen jahrlichen Aufwuchs der 45-Stunden Betreuung in Héhe von maximal 4 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahr, steht. Aus kommunaler Sicht wird hiermit insbesondere den Familien und Eltern ein
vollumfangliches Wunsch- und Wahlrecht suggeriert, welches so nicht mit der Realitat (ibereinstimmt.

§ 4 Abs. 5 KiBiz-E
sieht vor, dass die Jugendamter die Eltern bereits zu Beginn des letzten Kindergartenjahres vor der Ein-

schulung iiber bestehende Betreuungsméglichkeiten in der Ubergangsphase von der Kindertagesbetreuung
in die Grundschule informieren sollen. Wenn die Regelung umgesetzt wird, bedeutet dies konkret, dass die



Angebote rund ein Jahr vor dem Eintreten der Betreuung feststehen missen. Dies kann jedoch vielerorts
nicht ohne weiteres realisiert werden. Es ware daher wiinschenswert, dass im Gesetz eine grundsatzliche
Informationspflicht vorgesehen wird, mit der die Eltern darlber informiert werden, dass die Betreuung bis
zum Schuleintritt sichergestellt wird. Mit der geplanten Informationspflicht entsteht bei den Kommunen
jedenfalls zusatzlicher Verwaltungsaufwand. Um diesen in einem vertretbaren Rahmen zu halten, sollte es
zudem den Jugendamtern Uberlassen bleiben, auf welche Art und Weise sie die Eltern informieren. Im Ge-
gensatz zum Referentenentwurf sieht die Formulierung des Gesetzentwurfs nunmehr statt ,, auf Betreu-
ungsmoglichkeiten” den Passus ,auf Betreuungsanspruch” vor. Wir nehmen an, dass es sich insoweit um
ein redaktionelles Versehen handelt.

§ 5 Abs. 1 Satz 3 KiBiz-E

Die Regelung sieht vor, dass die Fachvermittlungsstellen fir Kindertagespflege, soweit elektronische Be-
darfssysteme eingesetzt werden, in diese in geeigneter Weise aufzunehmen sind. Dies ist mit zusatzlichem
personellem Aufwand verbunden, ggf. miissen Anmeldesysteme auch entsprechend technisch angepasst
werden. Auch dies ist mit weiteren Kosten fiir die Kommunen verbunden.

§ 5 Abs. 2, § 27 Abs. 3 KiBiz-E

Die unterjahrige Aufnahme von Kindern stellt in der Praxis ein nicht unerhebliches Problem dar. Der Betreu-
ungsanspruch eines in die Kindertagesbetreuung ,hineinwachsenden” Kindes entsteht nicht erst zu Beginn
des Kindergartenjahres, sondern zum jeweiligen Geburtstag des Kindes. Aus faktischen Griinden ist es je-
doch kaum moglich, der unterjahrigen Aufnahme in dem moglicherweise wiinschenswerten Umfang nach-
zukommen. Hierzu mussten zunachst die landesgesetzlichen Rahmenbedingungen verandert werden, wie
etwa die Gewdhrung von Freihaltepauschalen oder die Finanzierung flexiblerer (Uber-)Belegung von Grup-
pen. Weil dies offensichtlich nicht erfolgen wird, sollte die unterjahrige Aufnahme landesseitig auch nicht
derart herausgestellt werden.

§ 5 Abs. 4,5 KiBiz-E

Die Regelung statuiert nach wie vor keine Verpflichtung der Trager zur Teilnahme am Bedarfsanzeigever-
fahren. Aus der Praxis wird uns berichtet, dass hierdurch oftmals — bezogen auf das jeweilige Jugendamt —
kein flachendeckendes Verfahren moglich ist. Wir halten eine gesetzliche Klarstellung fiir sinnvoll.

§ 6 KiBiz-E

Die Berticksichtigung als eigener, neuer Regelungsbereich ist ebenso positiv zu bewerten wie die in diesem
Zusammenhang stehende Finanzierung. Dies gilt insbesondere fiir die Fachberatung der eigenen Einrich-
tungen, die als Qualitdatsmerkmal unverzichtbar ist. GemaR § 6 KiBiz-E sollen zuklinftig die Jugendamter
auch eine Fachberatung fiir freie Trager anbieten. Dieses ist unseres Erachtens nicht erforderlich, weil die
Trager hierfir zum einen ihr eigenes Fachpersonal vorhalten und dieses Angebot zum anderen umfangreich
durch die Landesjugendamter abgedeckt wird.

Entgegen der Begriindung zum Gesetzentwurf sehen wir in der Regelung nicht lediglich eine Konkretisie-
rung der bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen, sondern deren Erweiterung. Die Regelung steht unserer
Einschatzung nach zudem moglicherweise in einem Konflikt mit § 85 SGB VIII.



§ 10 Abs. 2 Satz 3 KiBiz-E

Unklar ist, welche Konstellationen sich hinter der Formulierung ,in besonders begriindeten Fallen” nach
der Vorstellung des Gesetzgebers verbergen, mit der die Arbeit ausweislich der Begriindung gestarkt wer-
den soll. Hier ware es wiinschenswert, wenn in der Begriindung zumindest Beispiele fiir entsprechend ein-
schldgige Konstellationen aufgefiihrt wiirden.

§ 21 Abs. 2 und Abs. 3 KiBiz-E

Im Hinblick auf die Fortbildung von Kindertagespflegepersonen wird nicht deutlich, warum ein jahrlicher
Fortbildungsumfang in einer Satzung festgeschrieben werden soll. Unklar ist auch die Folge, wenn der Fort-
bildungsumfang in einem Jahr nicht erreicht wird. Nicht abzuschatzen ist zudem, ob die Verpflichtung zu
mehr Fortbildung auch héhere Verglitungsforderungen der Tagespflegepersonen auslésen konnte.

§ 22 KiBiz-E Erlaubnis fiir Kindertagespflege

Der Satzteil ,,Abweichend von Satz 2 kann die Erlaubnis fiir bis zu zehn fremde Kinder erteilt werden, wenn
die Kindertagespflegeperson regelmaRig mehrere Kinder unter 15 Stunden wochentlich betreut, gewahr-
leistet ist, ...“ scheint unvollstdandig zu sein. Wir bitten daher um Korrektur.

Die Moglichkeit der Aufstockung der Betreuung fiir bis zu zehn Kinder gemaf§ § 22 Abs. 2 Satz 3 ist zu be-
grifRen. Im Hinblick auf die mogliche Erweiterung bei Betreuung von Kindern unterhalb von 15 Wochen-
stunden ist jedoch kritisch anzumerken, dass in diesen Fallen kein Landeszuschuss fir die Betreuung ge-
wahrt wird.

Weiterhin sind hierbei einerseits Aspekte des Kindeswohls (maximale Betreuungsumfange) und anderer-
seits auch Aspekte des Arbeitsschutzes zu beachten. Die Erweiterungsmoglichkeiten hinsichtlich der Anzahl
der Kinder in Kindertagespflege werden kritisch gesehen, da es kaum maoglich ist, in kurzen Einheiten auf
die Besonderheiten der jeweiligen Kinder angemessen und gerecht einzugehen. Dies lauft dem Anspruch
nach Verbesserung der padagogischen Qualitadt in der Kindertagespflege zuwider.

Zudem ist bei aller Flexibilitdt und ergdnzenden Betreuung zu bedenken, dass auch die Kindertagespflege-
personen zeitlich nicht unbegrenzt tatig sein sollten. Nicht nur die Anzahl und die maximale wochentliche
Betreuungsdauer der Kinder, sondern auch die Dauer der , Arbeitszeit” der Kindertagespflegepersonen sind
daher von Bedeutung. Unklar bleibt zudem, was unter dem Begriff ,,regelmaRig” und ,mehrere Kinder” zu
verstehen ist. Der ergdnzende Hinweis, dass es dieselben Gruppenzusammensetzungen sein mussten, ist
einerseits nachvollziehbar, andererseits kaum zu organisieren und letztlich vom Jugendamt nur dulRerst
schwer zu Uiberwachen.

§ 23 Abs. 2 KiBiz-E

Die Vorsorge fiir Ausfallzeiten ist fachlich nachvollziehbar. Sie erfordert jedoch einen héheren planerischen
und personellen Aufwand. Die Sicherstellung von Ersatzbetreuung sollte auf die unbedingt notwendigen
Falle (z. B. besondere Bedarfe Alleinerziehender) begrenzt werden.

§ 24 KiBiz-E

Im Hinblick auf den Landeszuschuss Kindertagespflege mochten wir darauf hinweisen, dass bei unterjahri-
gen Belegungswechseln der Landeszuschuss nicht mehrfach gewahrt werden soll. Somit wird vom Grund-
satz her nicht das Kind, sondern lediglich der belegte Platz geférdert. Dies sollte dann auch im Gesetzestext
zum Ausdruck kommen.



Das Land gewahrt eine Kindertagespflegepauschale fir jedes Kind, soweit nicht fir dieses Kind im selben
Kindergartenjahr ein Landeszuschuss gewahrt wird. Dieses nachzuweisen erfordert einen erheblichen Ver-
waltungsaufwand. Dariliber hinaus entstehen in beiden Betreuungssystemen entsprechende Aufwendun-
gen. Sofern ein Kind drei Monate in der Kindertagespflege geférdert wird, sollte der Zuschuss auch tatsach-
lich kiinftig gewahrt werden, unabhingig vom Ubergang in eine Kindertageseinrichtung.

Der jahrliche Landeszuschuss fir Kinder in Kindertagespflege soll nach § 24 Abs. 2 Satz 1 KiBiz-E von
804 Euro auf 1.109 Euro erh6ht werden. Dies ist grundsatzlich zu begriiRen, bildet aber gegebenenfalls nicht
die tatsachlich entstehenden Kosten der im KiBiz-E vorgesehenen qualitativen Verbesserungen ab. Bereits
jetzt Gbersteigen die kommunalen Aufwendungen fir die Betreuung in der Kindertagespflege die kommu-
nalen Aufwendungen fiir die Betreuung in einer Kindertageseinrichtung erheblich.

§ 26 Abs. 4 KiBiz-E u. § 27 Abs. 2 KiBiz-E

Nach § 27 Abs. 2 KiBiz-E soll in der Regel eine durchgehende Betreuung lber Mittag angeboten werden.
Gleichzeitig soll nach § 26 Abs. 4 KiBiz-E allen Kindern, die mindestens 35 Wochenstunden betreut werden,
die Teilnahme am Mittagessen ermdglicht werden. Einige Mitgliedskommunen haben darauf hingewiesen,
dass hierfiir die Kapazitaten nicht ausreichen wiirden. Daher bitten wir zusatzliche Fordermalnahmen vor-
zusehen.

§ 27 Abs. 3 KiBiz-E

27 Abs. 3 KiBiz-E sieht vor, dass Kindertageseinrichtungen zukiinftig maximal 25 Tage jahrlich schlieBen diir-
fen. Die Regelung ist aus Elternsicht und im Sinne einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu
begriRen, fihrt in den Einrichtungen aber zu einem héheren Personalaufwand. Dies ist aus qualitativen
Aspekten problematisch, da die Gefahr besteht, dass Fortbildungszeiten des Personals reduziert bzw. Team-
fortbildungen perspektivisch deutlich erschwert werden. Auch ist zu beflrchten, dass sich die Regelung an-
gesichts des deutlichen Fachkrdftemangels in den Einrichtungen zu Lasten des Personals auswirkt.

Auch wenn die durchschnittliche Anzahl an jahrlichen SchlieRtagen laut der Antwort auf eine Kleine Anfrage
der Landesregierung (Drs. 17/5020) landesweit bei rund 21,7 Tagen (Datenbasis 9.567 Einrichtungen) liegt,
so stellt sich die Verteilung regional und auch Uber die einzelnen Tragergruppierungen hinweg sehr unter-
schiedlich dar. Die geplante Reduzierung der SchlieStage ist daher kritisch zu sehen.

§ 27 Abs. 5 KiBiz-E

Die Regelung verpflichtet die Kindertageseinrichtungen, die Eltern auf die Pflicht der Jugendamter hinzu-
weisen, bei Bedarf in den Ferien eine anderweitige Betreuung sicherzustellen. Die Umsetzung der Regelung
stellt die Jugendamter vor nicht unerhebliche organisatorische und personelle Probleme. Wir halten daher
eine Abmilderung der Regelung fiir erforderlich.

28 Abs. 1 KiBiz-E

Wahrend der Betreuungszeiten sollen die Gruppen regelmalig zwei padagogischen Krafte zugeordnet sein.
Der Trager soll sicherstellen, dass auch in Ausfallzeiten die Besetzung erfillt werden kann. Eine Sicherstel-
lung, dass jeder Gruppe wahrend der gesamten Offnungszeit zwei padagogische Krifte zugeordnet sind,
kann in der Praxis jedoch nicht erfolgen. Viele Einrichtungen arbeiten in Friih- und Spatdienst gruppentiber-
greifend in Abhangigkeit von der Anzahl der anwesenden Kinder. Vor dem Hintergrund einer 39-Stunden-



Woche der Krafte bei einer Betreuungszeit von 50 Wochenstunden ist unter Beriicksichtigung von Pausen-
zeiten, Urlaub, Krankheit und Fortbildungen eine Doppelbesetzung jeder Gruppe wahrend der gesamten
Betreuungszeit nicht darstellbar. Daher bitten wir um entsprechende Anpassung der Regelung.

§ 28 Abs. 5 KiBiz-E

Bei § 28 Abs. 5 KiBiz-E, der im Wesentlichen dem § 13 d Abs. 3 Satz 1 KiBiz entspricht, scheint uns eine
Prazisierung des Begriffs ,multiprofessionelles Team* ggf. Gber den Weg der Personalvereinbarung zur Klar-
stellung sinnvoll.

§ 33 Abs. 1 KiBiz-E

Die finanzielle Basisférderung der Kindertageseinrichtungen wird in Form von Pauschalen fir jedes in einer
Kindertageseinrichtung aufgenommene Kind gezahlt. Der Gesetzentwurf Gbernimmt damit die bisherige
Finanzierungsform auf der Basis von Gruppenform und Betreuungszeit. Dies bedeutet fiir die Kommunen
und Trager einen kontinuierlich erheblichen Aufwand in der Bewirtschaftung der Mittel und deren perso-
nelle Umsetzung und fiir das Personal eine jahrliche Unsicherheit. Trotz des Instruments der Planungsga-
rantie ist damit auch kinftig jahrlich in Abhadngigkeit der von den Eltern getatigten Buchungen der Perso-
nalbedarf neu zu berechnen. Problemtisch sind insbesondere unterjahrige Personalanpassungen.

Unklar ist mit Blick auf die Anlage zu § 33 Abs. 1 KiBiz-E i.V.m. § 28 KiBiz-E zudem, warum in Gruppenform
3 c statt (wochentliche Betreuungszeit von 45 Stunden) friiher 117 Personalkraftstunden nunmehr nur 114
Personalkraftstunden aufgefiihrt sind.

§ 35 Abs. 1 KiBiz-E

Eingruppige Einrichtungen, die am 28.02.2007 in Betrieb waren, erhalten einen zusatzlichen Pauschalbe-
trag. Gerade im landlichen Raum kdnnen in AuRenbezirken keine mehrgruppigen Einrichtungen eingerich-
tet werden. Um dort lebenden Familien eine sozialraumnahe Betreuung zu ermdoglichen, ware die Bereit-
stellung von eingruppigen Einrichtungen wiinschenswert. Da diese mit den Ublichen Kindpauschalen nicht
wirtschaftlich zu unterhalten sind, ware hier die Schaffung einer bedarfsgerechten Struktur wiinschenswert.

§ 39 KiBiz-E

Uber die Verwendung der durch das Land gezahlten Mittel hat nach § 39 KiBiz-E ein entsprechender Ver-
wendungsnachweis zu erfolgen (in Abs. 1 Satz 2 findet sich im Wort ,verein-fachten” tbrigens noch ein
UberflUssiger Bindestrich). Der Verwendungsnachweis soll dabei zukiinftig auch den Einsatz der Zuschisse
nach den §§ 46 bis 48 des Referentenentwurfes umfassen (vgl. § 39 Abs. 1 Ziffern 9 bis 11 KiBiz-E). Der
hiermit erwartete erh6hte Verwaltungsaufwand ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht kalkulierbar. Die Re-
gelung sieht zuklinftig in Abs. 2 den Nachweis des Personaleinsatzes nach Leitungsstunden und Gruppen-
zuordnung und nicht langer auf Grundlage der Art der Pauschale vor. Die Mitteilung Gber den Personalein-
satz erfordert bereits aktuell einen erheblichen Arbeits- und Verwaltungsaufwand. Bei einer derartig wei-
tergehenden Differenzierung der Gestaltung des Verwendungsnachweises wird dieser Aufwand noch wei-
ter steigen. Im Vergleich zur Regelung in § 20 Abs. 4 KiBiz handelt es sich nicht um eine Stichtagsbetrach-
tung, sondern um eine Erfassung der gesamten Dynamik eines Kindergartenjahres und der damit verbun-
denen Personalwechsel. Dies wird als kaum darstellbar eingeschatzt. Auch vor dem Hintergrund, dass Grup-
penmischungen vorgenommen werden kénnen, erscheint es —wie bisher liblich —sinnvoll, die entsprechen-
den Nachweise auf der Ebene einer Einrichtung zu fordern und nicht Uber eine separate Ebene der Grup-
penzuordnung. Diese Regelung wird enorme Auswirkungen auf den Verwaltungsaufwand sowohl bei den
Tragern von Einrichtungen als auch beim zustandigen Jugendamt erzeugen und ist daher nicht zielfiihrend.



Zudem werden das Jugendamt sowie das Landesjugendamt in Abs. 2 Satz 3 nicht langer nur berechtigt,
sondern dazu verpflichtet, stichprobenhaft und anlassbezogen Priifungen der Nachweise im Hinblick auf
ihre ordnungsgemaRe Verwendung durchzufiihren. Unklar ist, welchen Umfang die entsprechenden Pri-
fungen haben sollen. Auch hiermit ist zusatzlicher Verwaltungsaufwand verbunden. Wir bitten darum, es
bei der bisherigen Formulierung zu belassen, da uns keine Hinweise auf praktische Probleme vorliegen.

§ 47 KiBiz-E

Das Land soll die Fachberatung nach § 47 Abs. 1 KiBiz-E gesondert finanziell fordern. Das genaue Fordervo-
lumen ist noch unbekannt. Die H6he der Zuschiisse der Jugendamter an die Trager von Tageseinrichtungen
bzw. Fachberatungsstellen wird jedoch in § 47 Abs. 3 KiBiz-E bereits konkret bestimmt. Das Fordervolumen
der Landesférderung sollte also zeitnah bekanntgemacht werden und auskémmlich sein.

§ 49 KiBiz-E

Die kommunalen Spitzenverbande haben in der Vergangenheit bereits mehrfach darauf hingewiesen, dass
der interkommunale Belastungsausgleich in den kommunalen Jugendamtern einen erheblichen Verwal-
tungsaufwand verursacht. Wir halten daher nach wie vor an der Auffassung fest, dass der interkommunale
Ausgleich ersatzlos gestrichen werden sollte.

Alternativ regen wir an, zumindest in Abs. 1 der Regelung ,spatestens bis sechs Monate nach Aufnahme”
zu streichen, da es namlich keine Frist fir die Mitteilung der Aufnahme an das Jugendamt des Wohnsitzes
fir den Trager gibt. Ebenso ware alternativ zusatzlich Abs. 3 Satz 1 KiBiz-E zu streichen.

§ 50 KiBiz-E

Die nunmehr um ein weiteres Kindergartenjahr ausgeweitete Elternbeitragsfreiheit soll zukiinftig in einer
eigenen Vorschrift geregelt werden. Der Ausgleich des Landes an die Kommunen fir die entfallenden Ein-
nahmen istin § 50 Abs. 2 vorgesehen. Die kommunalen Spitzenverbande erwarten hier einen vollstandigen
Ausgleich der Belastungen der Kommunen. Auf Grundlage der bisherigen Berechnungen des zustadndigen
Ministeriums gehen wir davon aus, dass es zu einem vollstandigen Ausgleich der Einnahmeausfalle kommen
wird.

§ 51 Abs. 4 Satz 5 KiBiz-E

§ 51 Abs. 4 Satz 5 KiBiz-E sieht vor, dass die Hohe und Staffelung der Elternbeitrage fur Kindertageseinrich-
tungen und Kindertagespflege einander entsprechen sollte. Begriindet wird dies damit, dass es sich um
gleichwertige Angebote handele. Aus kommunaler Sicht steht hierzu im Widerspruch, dass das Land auf der
anderen Seite die Kindertagespflege als gleichwertiges Angebot im Gegenzug vergleichsweise gering finan-
ziell fordert. Dies steht eindeutig im Widerspruch, so dass die Regelung konsequenterweise zu streichen ist.
Hinweisen moéchten wir zudem auf eine zum Ausfiihrungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zur Um-
setzung des Bundesteilhabegesetzes (AG BTHG) existierende Schnittstellenproblematik. Wahrend fiir die
Feststellung einer wesentlichen Behinderung die vollstandige Zustandigkeit bei den Landschaftsverbdnden
liegt, finden hierfir die Verordnungen aus anderen Budgets mit Blick auf die 3,5-fache Kindpauschale An-
wendung.

Zudem mochten wir darauf hinweisen, dass das Thema der Mietpauschalen im Gesetzentwurf nicht naher
konkretisiert wurde. Die Auswirkungen auf Kommunen, die verstarkt neue Platze nur noch durch Investo-
renmodelle realisieren kdnnen, sind noch nicht absehbar. Daher bitten wir das Land darum, die Problematik
der Mieten umgehend mit uns zu erértern und hierfiir einen abgestimmten Vorschlag vorzulegen. Hier bit-
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ten wir zudem dringend darum auch Nachriicker in Férderung, also Einrichtungen die nach Beginn des Kin-
dergartenjahres an den Start gehen, zukiinftig ebenfalls zu beriicksichtigen. Wahrend dies bei den Kindpau-
schalen der Fall ist, gilt dies bisher nicht flr die Mietférderung.

Fiir den weiteren Prozess mit dem MKFFI weisen wir erganzend darauf hin, dass die in Ziffer 6 der Verein-
barung im Jahr 2019 verabredete Uberpriifung des Belastungsausgleichs Jugendhilfe (BAG-JH) nunmehr
zeitnah erfolgen sollte.

Wir bitten um Verstandnis, dass wir vor dem Hintergrund der aus kommunaler Sicht erfolgten Umsetzung
der Vereinbarung mit dem MKFFI vom 8. Januar 2019 durch den vorgelegten Gesetzentwurf nicht im Detail
zum ebenso Ubersandten EntschlieRungsantrag der Fraktion von BUNDNIS 90/Die GRUNEN Stellung neh-
men.

Mit freundlichen GriRRen
In Vertretung

S L \

efan Hahn Martin Schen
Beigeordneter Beigeord
des Stadtetages Nordrhein-Westfalen des Landkreistages Nordrhein-Westfalen

q/(wxj("]/{ "('y"/(—— /{

Horst-Heinrich Gerbrand
Geschaftsfuhrer
des Stadte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen
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Stellungnahme
Landesverband Kindertagespflege NRW e.V.

Zum , Gesetz zur qualitativem Weiterentwicklung der frihen Bildung*

Stand 15.09.2019

Der Landesverband Kindertagespflege NRW e.v. (des Weiteren LV KTP NRW genannt)
nimmt das Angebot zum Entwurf ,Gesetz zur qualitativem Weiterentwicklung der frihen Bil-

dung“ Stellung zu nehmen, gerne wabhr.

Wir begruf3en ausdriicklich, dass im vorliegenden Entwurf vom 09.07.2019 des Ministeriums
die Kindertagespflege insgesamt starker bertcksichtigt wird und mit , Teil 2 Férderung in Kin-
dertagespflege’ einen eigenen, ausfihrlichen Abschnitt erhalt, womit die Gleichrangigkeit der

Kindertagespflege zur Kindertageseinrichtung verdeutlicht wird.

Im Folgenden nehmen wir zu einzelnen fur die Kindertagespflege bedeutsamen Paragraphen

Stellung:

Zu 8 6 Fachberatung Kindertagespflege:
Die herausragende Bedeutung der Fachberatung fir die Kindertagespflege findet sich
in der Aufgabenbeschreibung in 8 6 Abs. (1) wieder. Abs. (3) verdeutlicht zudem die
Verpflichtung der Jugendamter, eine angemessene Fachberatung und —vermittlung vor-

zuhalten. Beides begrif3en wir.

Aufgrund des sehr unterschiedlichen Personalschlissels in der Fachberatung (Verhalt-
nis Fachkraft / Betreuungsverhéltnisse) sollte in Satz 1 eine Richtschnur angegeben
werden, was als ,angemessen* gilt. Dabei sind die Tatigkeiten der Fachberatung hin-
sichtlich des Umfangs (z.B. mit oder ohne Einbindung in die Qualifizierung von Kinder-
tagespflegepersonen) und der Komplexitat (siehe Anhang: Qualitatsbedingungen von

Fachberatung) zu bericksichtigen.
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Empfehlung des LV KTP NRW: Fir die Beratung und Begleitung der Eltern und Kinder-

tagespflegepersonen sowie die passgenaue Vermittlung in der Kindertagespflege ist ein
Personalschlissel (Verhaltnis: eine Vollzeitstelle Fachberatung zur Anzahl der Betreu-
ungsverhaltnisse) von 1:60, fur die Beratung und Begleitung von Grol3tagespflegestel-

len von 1:40, zu empfehlen.

Zu 8 21 Qualifikationsanforderungen
Der LV KTP NRW begrift es, dass in Abs. (2) die Qualifizierung in NRW nach dem

aktuellsten Lehrplan, dem QHB, flachendeckend installiert werden soll.

Empfehlung des LV _KTP_NRW: Die Aufnahme eines Tageskindes soll erst nach der

Absolvierung der Grundqualifizierung (160 UE) mdglich sein.

Der LV KTP NRW begrif3t es, dass in Abs. (3) funf Stunden Fortbildung jahrlich fur die
Kindertagespflegepersonen verpflichtend festgeschrieben werden und damit die
Rechtsgrundlage fur verpflichtende Fortbildung geschaffen wird. Funf Stunden kénnen
nur ein Einstieg sein. Den Kommunen ero6ffnet sich dadurch die Mdglichkeit, in ihren

Satzungen/Richtlinien h6here Umfange vorzugeben.

In anderen Bundeslandern, z.B. in dem Gesetzentwurf der Landesregierung von Meck-
lenburg-Vorpommern vom 26.03.2019, soll die verpflichtende Fortbildung auf 25 Stun-

den jahrlich erhoht werden?.

Zu 8 22 Erlaubnis zur Kindertagespflege
Absatz (2)
Der LV KTP NRW erkennt die Bedarfe der Eltern nach mehr Flexibilitat in der Kinderta-
gesbetreuung (zum Beispiel fur Eltern im Schichtdienst oder fur Alleinerziehende) an
und ist bestrebt, Losungen zu entwickeln, die sowohl dem Bedarf der Eltern als auch
dem Wohl des Kindes gerecht werden. Die Erhéhung auf bis zu zehn Betreuungsver-

tragen halten wir jedoch nicht fur zielfihrend.

1§20 Abs. (1) , Der ortliche Trager der offentlichen Jugendhilfe hat sicherzustellen, dass die Tagespflegepersonen min-
destens 25 Stunden pro Kalenderjahr Angebote zur Fort- und Weiterbildung wahrnehmen, die ihrem Bedarf entsprechen”
(Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern (2019): Entwurf eines Gesetzes zur Einfihrung der Elternbeitragsfreiheit, zur
Starkung der Elternrechte und zur Novellierung des Kindertagesférderungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern (Kinderta-
gesforderungsgesetz - Kif6G M-V). Online verfugbar unter https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/sm/Familie/Kin-
dertagesf%C3%B6rderung [29.05.2019]).
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Eine Erh6hung der Anzahl der Betreuungsvertrage birgt die Gefahr, dass das Thema
"Leistungsgerechte Vergutung" in den Hintergrund tritt. Wenn eine Kindertagespflege-
person 10 Kinder betreuen durfte, kdme schnell der Eindruck auf, dass alle Kinderta-
gespflegepersonen 10 Kinder betreuen und warum dann tber eine Erhéhung der lau-

fenden Geldleistung nachdenken?

Bisher ist die Inanspruchnahme der Mdglichkeit, im Einzelfall mehr als finf Betreuungs-
vertradge abzuschlieRen, sehr gering. Unseres Erachtens nach ist die Moéglichkeit des

Abschlusses von acht Betreuungsvertragen ausreichend.

Absatz (3)
Der LV KTP NRW lehnt eine Erh6hung der Betreuungsvertrage von derzeit maximal

neun auf insgesamt finfzehn in der Grol3tagespflege ab.

Aus Sicht des LV KTP NRW lasst sich gerade fur Kinder unter drei Jahren das bisherige
Setting der Groldtagespflege mit maximal neun Kindern aus mehreren Grinden nicht
auf bis zu finfzehn Kinder/Betreuungsvertrage erweitern.

Die Betreuung von Kindern in Kindertagespflege ist, wie es in Gerichtsurteilen beurteilt

wurde, eine ;héchst personlich zu erbringende Dienstleistung’ die mit der Offnung der

Betreuungsvertrage kaum umsetzbar sein wird.

Im Folgenden werden die Griinde kurz skizziert:

- Raumliche Bedingungen: Der LV KTP NRW sieht es als kaum umsetzbar an, bei

bis zu finfzehn Betreuungsvertrdgen zu gewahrleisten, dass jedes Kind eine ei-
gene Schlafmdglichkeit (in der Regel ein Kinderbett) und einen Ort, um die per-
sonlichen Dinge (Wechselkleidung, etc.) unterzubringen, vorfindet.
Die Vorschrift, dass fur eine Erlaubnis zur Erhéhung der Betreuungsvertrage auf
bis zu finfzehn zu gewahrleisten ist, dass die betreuten Kinder ,immer in densel-
ben Gruppenzusammensetzungen* betreut werden, halt der LV KTP NRW fir nicht
umsetzbar und den Betreuungsrealitaten nicht entsprechend.

- Flexibilitat des Betreuungsangebotes: Nicht moglich, da immer dieselbe Grup-
penzusammensetzung erforderlich ist.

- Freundschaften/Bindungen innerhalb der Peergroup: Freundschaften und kon-
stante Bindungen der Kinder untereinander sind in wechselnden Konstellationen
fur die Altersgruppe U3 schlechter mdglich.
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- Platzsharing (vormittags/nachmittags /erganzende Kindertagespflege): Durch
das Teilen von Betreuungsplatzen sind deutlich mehr Bring- und Abholsituationen
in den Betreuungsalltag zu integrieren bzw. diese filhren zu mehr Stérungen des
Ublichen Tagesablaufes.

- Belastung der Kindertagespflegeperson: Fur die Kindertagespflegepersonen
erhdhen sich die Anforderungen und Belastung im Arbeitsalltag hinsichtlich der
Anzahl der Elterngesprache, Entwicklungs- und Bildungsdokumentationen sowie
Sprachférderung (und eventuell Inklusion). Der Arbeitsschutz bei angestellten Kin-
dertagespflegepersonen ist nicht beachtet.

- Bring- und Abholsituation es kann zu mehr Uberschneidungen bei der Kinder-
tagespflegeperson fuhren, so dass sich mehr als die erlaubte Anzahl von Tages-
kinder in der Betreuung befinden kdnnen.

- Vertretung: Mit zunehmender Anzahl von Betreuungsvertragen wird es Uberpro-

portional schwieriger, eine geeignete Vertretungskraft fur alle Kinder zu finden.

Empfehlung des LV KTP NRW: Maximal neun Betreuungsvertrage wie bisher.

Begriindung: Die ergéanzende Kindertagespflege, die vor allem die Betreuung in Rand-
zeiten abdecken soll und fur die die Erh6hung der Zahl der Betreuungsvertrage tber-
wiegend geschaffen werden soll, erfordert ein familidres Setting.

Dartber hinaus beschrénken die Nutzungsbestimmungen die Nutzung der Raumlich-
keiten auf Kinder unter drei Jahren.

Auch die Frage des Brandschutzes ist gesondert zu prifen.

Zu 8 23 Angebotsstruktur in der Kindertagespflege
Der LV KTP NRW legt Wert darauf, einen Unterschied im Hinblick auf die erganzende
Kindertagespflege zu machen, insofern, da in diesen Fallen bereits ein Bildungs- und
Betreuungsangebot in einem anderen Setting, z.B. Kindertageseinrichtung, Kinderta-
gespflege oder Schule besteht und aus diesem Grund fir die besondere Randzeiten-
betreuung ein familiendhnliches Setting fur die Kinder als sinnvoll erscheint.

Zu 8 24 Landeszuschuss fur Kinder in Kindertagespflege
Der LV KTP NRW begruf3t die Erh6hung des Landeszuschusses und die nun jahrliche
Fortschreibung des Landeszuschusses sowie die Erweiterung der Kriterien, die das
Jugendamt zum Erhalt des Zuschusses bestatigen muss, wie z.B. die Zahlung der
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laufenden Geldleistung an die Kindertagespflegeperson bereits wahrend der Einge-
wohnungsphase des Kindes und ein Betrag fur mindestens eine Stunde pro Betreu-

ungswoche flur mittelbare Bildungs- und Betreuungsarbeit.

Zu 8 46 Landesforderung der Qualifizierung
Wir begrif3en es sehr, dass das Land NRW sich an den Qualifizierungskosten beteiligen

wird.

Dort heil3t es: Das Land gewahrt jedem Jugendamt einen Zuschuss in H6he von 2.000
Euro fur jede angehende Kindertagespflegeperson, die die Qualifikation nach dem kom-
petenzorientieren Qualifizierungshandbuch Kindertagespflege (QHB-Zuschuss) vollum-
fanglich absolviert.

Fur den LV KTP NRW stellt sich die Frage nach dem Umgang mit Kindertagespflege-
personen, die die Anschlussqualifikation 160+ des QHB (140 UE) absolvieren mochten,

hinsichtlich der anteiligen Finanzierung der Qualifizierungsmal3nahme.

Empfehlung des LV KTP_ NRW: Fir Kindertagespflegepersonen, die die Anschlussqua-

lifikation (160+) erfolgreich abgeschlossen haben, betragt der Zuschuss 950,- Euro, an-

teilig der 2.000 Euro fur die Qualifizierung.

Zu 8 47 Landesforderung der Fachberatung
Wir begrifen grundsatzlich einen Landeszuschuss an die Fachberatungsstellen ftr
Kindertagespflege.

Empfehlung des LV KTP NRW: Statt der pauschalen Auszahlung von 500.- Euro an die

Fachberatung pro Kindertagespflegeperson, die Kinder unter sechs Jahren betreut,
sollte der Landeszuschuss nach der angemessenen Zahl der Betreuungsverhaltnisse
Kindertagespflegepersonen zu Fachberater*in (Personalschlissel) vorgenommen wer-

den.

Die Auszahlung der Pauschale sollte an einen adaquaten Personalschliissel gekoppelt
werden. Der LV KTP NRW empfiehlt einen Personalschliissel von 1:60 in der klassi-
schen Kindertagespflege und fir die Beratung und Begleitung von Grol3tagespflegestel-

len 1:40 anzusetzen.
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Zu 8 49 Interkommunaler Ausgleich
Absatz (3)
Der LV KTP NRW begruf3t die Vereinfachung der monatlich zu erstattenden Versiche-
rungsbeitrédgen, wenn in einer Kindertagespflegestelle Tageskinder aus verschiedenen

Kommunen betreut werden.

Zu 8 51 Elternbeitrage
Der LV KTP NRW begrtifit es, dass die Hohe und Staffelung der Elternbeitrage fur Kin-

dertageseinrichtungen und fur Kindertagespflege einander entsprechen sollen.

Zu 8 54 Verwaltungsverfahren und Verordnungserméchtigungen, Vereinbarungen
Absatz (3)
Der LV KTP NRW muss bei der Vereinbarung tber die Qualitatssicherung und -entwick-
lung neben den genannten Akteuren entsprechend seiner Teilnahme an der Evaluation
der Finanzierung der Kindertagesbetreuung und deren Auswirkungen in 8 55 Absatz (5)

mit einbezogen werden.

Zu § 55 Inkrafttreten, AuRerkrafttreten, Ubergangsvorschriften
Absatz (5)

Satz 2: Der LV KTP NRW begrufit es, bei der geplanten Evaluation mit einbezogen zu

werden.

Empfehlung des LV KTP NRW: Der LV KTP NRW empfiehlt, die Ergebnisse nicht nur

in den Bericht einfliel3en zu lassen, sondern sie auch zu nutzen, um Verdnderungen des

Gesetzes vorzunehmen, falls sich das als erforderlich rausstellen sollte.
Fazit:
Im Referentenentwurf wird die Kindertagespflege als gleichrangiges Kindertagesbetreuungs-
angebot durchgangig mitgedacht.
Anderungsbedarf sieht der LV KTP NRW insbesondere bei der beabsichtigten Ausweitung
der Betreuungsvertrage 822, die der Verband als sehr kritisch betrachtet, wie es ausfihrlich
beschrieben ist.
Insgesamt sieht der Landesverband Kindertagespflege NRW e.V. den vorliegenden
Entwurf fir den Bereich Kindertagespflege als ein qualitativ und inhaltlich hochwerti-

ges Papier an.

Meerbusch, den 15.09.2019
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Anhang: Qualitatsbedingungen von Fachberatung

Nachfolgend finden Sie eine Erlauterung des Tatigkeitsprofils und der Funktion der Fachbe-

ratung aus dem aktuellen wissenschaftlichen Diskurs.

1. ,Fachberatung in der Kindertagespflege ist ein ,Querschnittsthema’ und zentrales Steue-
rungs- und Vermittlungsorgan fur das lokale System der Kindertagespflege.

2. Zuunterscheiden sind zwei Formen, die beide innerhalb der Fachberatung stattfinden: die
rechtlich-administrative Beratung von Erziehungsberechtigten und Tagespflegepersonen
zu allen Fragen der Kindertagespflege sowie die fachlich-pddagogische Beratung von Ta-
gespflegepersonen.

3. Fur den Bereich der Kindertagespflege ist im Sozialgesetzbuch VIl (fachliche) Beratung
und Begleitung von sowohl Tagespflegepersonen als auch Erziehungsberechtigten expli-
zit ausformuliert und gesetzlich geregelt.

4. Alle wichtigen Steuerungsprozesse des lokalen Systems der Kindertagespflege — wie z.B.
Gewinnung, Qualifizierung, Vermittlung Eignungsprtfungsverfahren — sind in die Aufga-
ben der Fachberatungsstelle zu integrieren.

5. Zur Struktur und Ausstattung der Fachberatungsstelle gehdren wesentlich, die Klarung
ihres Selbstverstandnisses und ihre Verortung im lokalen System der Kinder- und Jugend-
hilfe sowie eine systematische Steuerung und Vernetzung.

6. Die methodischen Arbeitsweisen der Fachberatungsstelle haben neben Information, An-
leitung und Moderation einen hohen Grad an reflexiver Beratung.

7. Kern der Ausstattung der Fachberatungsstelle bildet die fachliche und personenbezogene
Qualitat der Fachberater*innen und Fachberater. Neben der formalen Qualifizierung ist
auch auf ihre persénliche Eignung Wert zu legen.

8. Fachberater*innen und Fachberater bendtigen tatigkeitsbegleitende Fort-und Weiterbil-
dung sowie im Besonderen (Supervisions-)Angebote zur Reflexion der eigenen Arbeit und
Sichtweisen” (Deutsches Jugendinstitut 2012: S. 36).

Auch die Studie ,Qualitdtsbedingungen von Fachberatung Kindertagespflege (QualFa)*
(2017) von Schoyerer und Wiesinger setzt sich mit dem Aufgabenspektrum der Fachberatung
auseinander und benennt in diesem Kontext Empfehlungen fur die Gestaltung der Fachbera-
tung in der Kindertagespflege. Insbesondere das Kapitel vier ,Empirische Vielfalt der Fach-
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beratung: Aufgabenspektrum und Organisation” und das Kapitel acht ,Abschluss und Per-
spektiven® erscheinen in diesem Zusammenhang als zentral (vgl. Schoyerer/Wiesinger 2017:
S. 18 ff., 112 ff.).

Literaturverzeichnis:

Deutsches Jugendinstitut (2012): Fachberatung in der Kindertagespflege. Praxismateria-
lien fur die Jugendamter, Nr. 5, Juni 2012. Online verfugbar unter: https://www.dji.de/filead-

min/user upload/aktionsprogramm-kindertagespflege/Praxismaterialien fuer die Ju-

gendaemter Nr 5 Handreichung fachberatung in der kindertagespflege.pdf
[29.05.2019].

Schoyerer, Gabriel; Wiesinger, Julia (2017): Die Praxis der Fachberatung fur Kindertages-
pflege. Ergebnisse aus dem Forschungsprojekt ,Qualitdtsbedingungen von Fachberatung
Kindertagespflege* (QualFa). Online verfugbar unter: https://www.ksh-muen-
chen.de/fileadmin/user_upload/Publ_Praxis_der_ Fachberatung Dez17.pdf [29.05.2019].

Seite 8/8
www.landesverband-kindertagespflege-nrw.de

e 9 VU Ay



	Vorlagendokumente
	Deckblatt  
	Mitteilungsvorlage  
	Anlage 2 - Stellungnahme vom LVR und LWL  
	Anlage 3 - Stellungnahme vom Städte- und Gemeindebund  
	Anlage 4 - Stellungnahme der Landesarbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtsverbände  
	Anlage 5 - Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände NRW  
	Anlage 6 - Stellungnahme vom Landesverband Kindertagespflege NRW e.V.  


